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EDITORIAL

Liebe Lesende, 

im Mai wird das Europäische Parlament gewählt. Viele sehen die Wahl als schick-
salsweisend für die Zukunft der EU. Denn Populismus, Klimawandel, Digitalisie-
rung, Osterweiterung und Brexit sind nur einige der Herausforderungen, denen 
sich die EU aktuell gegenübersteht. In dieser Ausgabe mit dem Titel „Europa 
zwischen Gestern und Morgen – Herausforderungen für die EU“ beleuchten 
unsere Autorinnen einzelne Bereiche dieser Herausforderungen aus verschiedenen 
Blickwinkeln. Wie gewohnt bietet das Passauer Journal für Sozialwissenschaften 
Studierenden die Möglichkeit, Hausarbeiten nicht in Schubladen verstauben zu 
lassen, sondern der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Giulia Kalt geht in ihrer Arbeit der Frage nach, ob zwischen der EU und China 
ein Wettlauf um den Westbalkan festzumachen ist. Dazu vergleicht sie die Strate-
gien der EU und China am Beispiel Serbiens. Alexandra Höfler wirft einen Blick 
auf verschiedene rechtspopulistische Parteien in Europa und untersucht anhand 
derer Parteiprogramme, welche Vorstellung sie von Geschlechterpolitik haben. 
Die Nicht-Anerkennung des Kosovos seitens einiger Staaten bedeutet für die EU-
Integration auf dem Westbalkan eine Herausforderung. Daher untersucht Mi-
chelle Neuhaus die Handlungsfähigkeit der EU am Beispiel des Kosovos. Annika 
Schmuck widmet sich in ihrer Arbeit der Herausforderung des Klimawandels. Aus 
kommunikationswissenschaftlicher Perspektive vergleicht sie Hyperlink-Netzwerke 
in Deutschland und den USA, um Aussagen über Klimawandel Skeptiker und War-
ner zu treffen.

Wir bedanken uns bei den Autorinnen für ihre Beiträge und freuen uns auf euer 
Feedback. Bei Fragen zum Journal erreicht ihr uns am besten über die Facebook 
Seite www.facebook.com/pjs-online.

Viel Freude beim Lesen wünscht 
Eure Redaktion
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Abstract

Seit 2013 ist auf dem Westbalkan neben den tra-
ditionellen Akteuren der Europäischen Union und 
Russland ein weiterer Akteur aktiv - die Volksrepu-
blik China. Diese Forschungsarbeit behandelt die 
Frage, welche Herausforderungen das Agieren 
Chinas als externer Akteur in Serbien für die EU 
mit sich bringt und inwiefern die EU im Rahmen 
ihrer Erweiterungspolitik darauf reagiert. Die 
außenpolitische Strategie der EU wird mit der 
Intergouvernementalismustheorie dargestellt und 
die Strategie Chinas wird anhand der historischen 
Hintergründe erklärt. Insgesamt konnten drei He-
rausforderungen für die EU festgestellt werden: 
die Schaffung einer wirtschaftlichen Abhängig-
keit Serbiens von China, eine mögliche politische 
Abhängigkeit sowie die Behinderung von Demo-
kratieanstrengungen durch autoritäre Normen. 
Mithilfe von Westbalkankonferenzen, höherer fi-
nanzieller Unterstützung sowie eine Veränderung 
der eigenen Politik versucht die EU auf die Her-
ausforderungen zu reagieren. Zusammenfassend 
ist jedoch noch kein akuter politischer Wettlauf 
zwischen der EU und China zu erkennen.
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Die Akteure im Westbalkan

„[D]er Westbalkan [wird] als Bühne für geostra-
tegische Auseinandersetzungen der sogenann-
ten „großen Player“ gesehen“ (Arbutina 2018) 
schreibt Arbutina in seinem Onlineartikel der 
Deutschen Welle. Die traditionellen „großen 
Player“ im Westbalkan sind die Europäische 
Union (im Folgenden als EU bezeichnet) und 
Russland. Seit einigen Jahren jedoch nimmt die 
Volksrepublik China (im Folgenden China ge-
nannt) immer mehr die Rolle als weiterer wich-
tiger Akteur auf dem Westbalkan ein (Arbutina 
2018; Hänsel/Feyerabend 2018: 5). Von Interesse 
ist demnach, ob und wie sich das außenpolitische 
Handeln der EU im Hinblick auf das Agieren 
eines neuen externen Akteurs am Westbalkan 
verändert. 

Für ein besseres Verständnis bezieht sich die 
Thematik im Westbalkan auf das Fallbeispiel 
Serbien. Als Agieren Chinas in Serbien wird das 
Projekt der „Belt and Road Initiative“ (kurz BRI) 
dargestellt. So können die Verflechtung und die 
Interdependenz der Akteure, China und die EU, 
veranschaulicht werden. Folgende Forschungs-
fragen werden überprüft: Welche Herausforde-
rungen birgt das Agieren Chinas als externer Ak-
teur in Serbien für die EU? Wie reagiert die EU 
im Rahmen ihrer Erweiterungspolitik aufgrund 
Chinas Auftreten in Serbien? 

Für die Beantwortung der Forschungsfragen 
wird zuerst das methodische Vorgehen erläutert. 
Als methodische Basis wird für die außenpoliti-
sche Strategie der EU die Intergouvernementalis-
mustheorie verwendet. Die Erklärungsgrundlage 
für das außenpolitische Verhalten Chinas wird 
auf die historische Entwicklung des ehemaligen 
Kaiserreichs bezogen. Im Anschluss daran wird 
die Situation in Serbien und der BRI als Hin-
tergrundinformation dargestellt. Als Grundlage 
der Analyse werden die Interessen der externen 
Akteure in Serbien im Rahmen der BRI näher 
präzisiert. Der Ergebnisteil präsentiert die Her-
ausforderungen für die Außenpolitik der EU im 
Rahmen der BRI sowie die Reaktion der EU in ih-
rer außenpolitischen Erweiterungsstrategie. Das 
Fazit fasst die Forschungsarbeit mit der Frage: 
EU und China – Ein Wettlauf um den Westbal-
kan? zusammen.

Die theoretische Basis der außenpolitischen 
Strategie der EU: Intergouvernementalis-
mus

Eine der Kompetenzen der EU ist das Politikfeld 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli-
tik, welches intergouvernemental strukturiert ist 
(Tekin/Wessels 2016: 138). Dies bedeutet, dass 
die Regierungen von Staaten in internationalen 
Organisationen zusammenarbeiten. Die Kompe-
tenz, Entscheidungen zu treffen, liegt demnach 
bei den Mitgliedstaaten und erfolgt einstimmig 
(Zandonella 2009). Folglich wird auch der Pro-
zess der Europäischen Integration und somit auch 
die Erweiterung der EU von allen Mitgliedstaa-
ten gemeinsam koordiniert und entschieden (Cini 
2016: 66). Der aus dem Realismus und Neore-
alismus entwickelte Ansatz ordnet den nationa-
len Regierungen eine größere Rolle zu, als den 
supranationalen Institutionen (Cini 2016: 66).

Die Logik des klassischen Intergouverne-
mentalismusansatzes von Stanley Hoffman be-
trachtet den Europäischen Integrationsprozess 
als „dialectic of fragmentation and unity“, wel-
cher sich durch die Vermischung von nationaler 
Politik und globaler Faktoren ergibt (Cini 2016: 
69). Nach Hoffman ist funktionale Integration 
primär in Bereichen möglich, in denen die Mit-
gliedstaaten sehr ähnliche Ansätze haben, den 
sogenannten low politics wie beispielsweise der 
ökonomischen Sphäre. In high politics Berei-
chen, wie der politischen Sphäre, würden sich 
Staaten, gegen das Eindringen anderer Staaten 
in diese Bereiche, widersetzen (Cini 2016: 70). 
Aus den klassischen Intergouvernementalis-
musansätzen hat sich in den 1990er Jahren der 
liberale Intergouvernementalismus entwickelt, 
welcher als eine der wichtigsten Theorien der 
Europäischen Integration gilt (Cini 2016: 73). 
Der liberale Intergouvernementalismus erklärt 
den Prozess der Europäischen Integration als 
Schnittstelle zwischen nationalen Präferenzen, 
zwischenstaatlichen Verhandlungen und den su-
pranationalen Institutionen (Cini 2016: 76). Der 
Erfolg des Integrationsprozesses ist abhängig von 
der Unterstützung der Mitgliedstaaten. Diese be-
stimmen durch ihre politischen Präferenzen und 
Entscheidungen die Geschwindigkeit und den 
Erfolg dieses Prozesses (Böttger 2016: 157). 
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Aus den theoretischen Herleitungen ist zu 
schließen, dass außenpolitische Entscheidungen 
im Integrationsprozess der EU mit den Westbal-
kanstaaten von globalen Faktoren geprägt wer-
den, welche wiederum innerhalb der EU vom 
Faktor Erweiterungsengagement der Beitritts-
kandidaten und dem Faktor Zustimmung aller 
Mitgliedstaaten abhängen.

Die theoretische Basis der außenpolitischen 
Strategie Chinas: Historische Hintergründe

Der Name Chinas „Zhongguo“ bedeutet „Reich 
der Mitte“ und stellt Chinas Selbstverständnis 
im Zeitalter des chinesischen Kaiserreichs dar 
(Friedrich 2006: 1). Der Erfolg des chinesischen 
Kaiserreichs basiert auf diesem Selbstbild des 
Geburtsrechts als regionaler Hegemon, welches 
zu immer neuen Expansionen der chinesischen 
Macht und des chinesischen Einflusses führte 
(Cohen 2007: 684). China dominierte zu dieser 
Zeit Ostasien und kontrollierte die Kontakte zur 
restlichen Welt (Friedrich 2006: 1).

Erst mit der technologischen Entwicklung des 
Westens im 19. Jahrhundert und der Niederlage 
im ersten Opiumkrieg in 1842 wurde die imperi-
ale Expansion bedroht (Cohen 2007: 687f; Fried-
rich 2006: 1). China befand sich daraufhin für fast 
ein Jahrhundert in einer Periode der europäischen 
und japanischen Dominanz (Cohen 2007: 684). 
Erst der Sieg im Zweiten Weltkrieg über Japan 
sowie der Sieg der Kommunisten im Bürgerkrieg 
gegen nationalistische Parteien führten zu einem 
Umbruch. Mit dem Sieg Mao Zedongs wurde die 
sozialistische Volksrepublik China 1949 gegrün-
det. Dies resultierte in einer zeitgleichen Festi-
gung der diplomatischen Beziehungen zu fast 
ausnahmslos kommunistischen Ländern und in 
einer Abwendung zu den ‚kapitalistischen‘ Ver-
einigten Staaten (Cohen 2007: 691f; Friedrich 
2006: 1). Maos Drang, die alleinige Autorität im 
Kommunismus zu besitzen, führte in den 1960er 
Jahren zu einem Wendepunkt in der Außenpolitik: 
„[D]ie Annäherung an den bisherigen Hauptfeind 
Nr. 1, die USA, bei gleichzeitiger Verurteilung der 
Sowjetunion als ‘sozialimperialistischer‘ Super-
macht“ (Cohen 2007: 697; Friedrich 2006: 2).

Der Tod Mao Zedongs und die Machtüber-
nahme von Deng Xiaoping 1978 war der Beginn 
von Chinas Machtausbreitung. Deng verfolgte 
das Ziel die chinesische Macht durch eine starke 
Wirtschaft zu erweitern, was nur durch eine au-

ßenpolitische Reform- und Öffnungspolitik erzielt 
werden konnte, welche eine friedliche Koopera-
tion mit anderen Großmächten erforderte. Seit 
den 1990er Jahren stieg Chinas Einfluss durch 
immer mehr wirtschaftliche Erfolge, welche an 
einen immer stärker werdenden Einfluss Chinas 
durch die aufgebaute Interdependenz gekoppelt 
sind. Im 21. Jahrhundert steht Chinas Status als 
Großmacht außer Frage, fast kein einziges wich-
tiges internationales Problem könnte ohne Chinas 
Position zu hinterfragen gelöst werden (Cohen 
2007: 699, 703f; Friedrich 2006: 3f).

Aus der imperialen Vergangenheit Chinas und 
die Transformation von einer kommunistischen 
Ideologie zu einer sozialistischen Marktwirtschaft 
kann auf die Faktoren der heutigen chinesischen 
Außenpolitik am Beispiel Serbiens geschlossen 
werden. Der erste Faktor Expansionsdrang resul-
tiert aus Chinas Selbstverständnis seit dem ersten 
Kaiserreich eine Großmacht zu sein. Als zweiter 
Faktor wird die Wirtschaftskraft als Machtbasis 
durch ökonomische Abhängigkeit verwendet. 
Nach Cohen ist anzunehmen, dass China mit 
diesem wachsenden Machtstatus versucht den 
Platz als Ostasiens Hegemon zurückzuerlangen, 
um dementsprechend den Einfluss auch im Rest 
der Welt zu erweitern (Cohen 2007: 684).

Die Situation in Serbien und die „Belt and 
Road Initiative“

Serbien möchte seit 2009 der EU beitreten und 
befindet sich seit 2015 in Beitrittsverhandlungen 
(Böttger 2016: 163). Hieran sind Konditionali-
täten geknüpft, welche von einem Beitrittskan-
didaten erfüllt werden müssen. Diese können 
in drei Kriterien zusammengefasst werden: in-
stitutionelle Stabilität und Demokratie als das 
politische Kriterium, eine funktionierende Markt-
wirtschaft als das wirtschaftliche Kriterium sowie 
das Acquis-Kriterium, welches dafür steht, den 
gemeinsamen Besitzstand der EU zu übernehmen 
und umzusetzen (Böttger 2016: 159). Durch nicht 
gelöste wirtschaftliche und auch soziale Probleme 
in den Westbalkanstaaten wird der EU-Beitritt 
eine immer größere Herausforderung und verzö-
gert sich. Daraus resultiert eine Orientierung der 
Westbalkanstaaten in Richtung Osten (Akbulut et 
al. 2018: 11; Hänsel/Feyerabend 2018: 4).

Dementsprechend liegt Serbiens Interesse 
verstärkt an einer intensiveren Zusammenarbeit 
mit China, das insbesondere durch das chinesi-
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sche Projekt der „Belt and Road Initiative“ (kurz 
BRI) die Wirtschaft Serbiens unterstützt. Die BRI 
ist ein 2013 gegründetes Programm, welches Süd-
ostasien mit Europa verbinden soll. Diese interna-
tionale Investitionsstrategie zählt als eine der zen-
tralen Säulen in der aktuellen chinesischen Politik. 
Speziell in Serbien plant China für die BRI den 
Bau und Ausbau der Infrastruktur mit insgesamt 
5.5 Milliarden Euro. Die Zugstrecke zwischen 
Budapest und Belgrad liegt für das BRI-Projekt 
im Fokus, da sie als Kernverbindung zwischen 
Zentraleuropa und dem chinesischen Hafen in 
Piraeus, Griechenland fungieren soll (Akbulut et 
al. 2018: 15; Eurasian Business Briefing 2017). 
Die Unterstützung äußert sich in Form von güns-
tigen Krediten sowie Direktinvestitionen Chinas 
in Serbien (Hänsel/Feyerabend 2018: 6). Im Zeit-
raum von 2007 bis 2017 hat Serbien im China-EU 
Vergleich etwas mehr als 50% der Kredite von 
China und nicht von der EU erhalten, was an den 
günstigeren Bedingungen bei der Kreditvergabe 
liegen könnte. 

China ist folglich in diesem Sinne von großem 
Interesse für Serbien, da chinesisches Kapital das 
ökonomische Wachstum des Staates verstärkt, den 
Lebensstandard erhöht und zu mehr Arbeitsplät-
zen in Serbien führt (Surk 2017). PolitikerInnen 
des Westbalkans hoffen den Kapitalmangel durch 
die neu gewonnene Liquidität zu verringern, die 
Infrastruktur auszubauen und die Kapazitäten des 
Exports längerfristig zu steigern (Ernst 2018). 
Auch politisch hat Serbien durch China einen 
großen Unterstützer in Bezug auf die Nichtaner-
kennung der Unabhängigkeit Kosovos gewonnen 
(Beckmann-Dierkes 2018: 41; Surk 2017).

Analyse der außenpolitischen Strategie: In-
teressen auf Seiten der Europäischen Union 
in Serbien

Die in den theoretischen Herleitungen erwähnte 
Vermischung nationaler Interessen und globaler 
Faktoren, als Ursache für den europäischen Inte-
grationsprozess, lässt in dieser Forschungsarbeit 
auf die Interessen der EU in Serbien schließen. 
Der Europäische Rat bezeichnet den Sinn und 
Zweck der EU-Erweiterungen als Beitrag zum 
„Wohlstand, zur Stabilität, zur Sicherheit und zur 
Einheit Europas“ (Breuss 2007: 653).

Wohlstand wird in dem Sinne durch eine EU-
Erweiterung erworben, da die EU ihre Grundsätze 
und Prinzipien exportiert, um die wirtschaftliche 

Vernetzung mit den Staaten des Westbalkans zu 
vertiefen. Der Beitritt von starken Ökonomien in 
die EU würde folglich eine Verstärkung der eige-
nen europäischen Wirtschaft bedeuten (Akbulut 
et al. 2018: 5). 

Nach dem Büroleiter Dietmar Dirmoser der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Berlin liegt eine Ursa-
che für den Fokus auf Stabilität und Sicherheit an 
den in den 1990er Jahren stattgefundenen Kriegen 
der ehemaligen jugoslawischen Staaten. Diese 
Kriege in unmittelbarer Nähe stellten für die EU 
eine sicherheitspolitische Bedrohung dar. Die EU 
reagierte hierauf mit einer Beitrittsperspektive 
für die Staaten des Westbalkans, gekoppelt an 
die Kopenhagener Kriterien, um die Region zu 
stabilisieren. Instrumente wie der Stabilisierungs- 
und Assoziierungsprozess sollten die erforderli-
chen demokratischen und wirtschaftlichen Trans-
formationsprozesse in der Region unterstützen 
(Dirmoser 2015: 2). Ein Ziel der europäischen 
Nachbarschaftspolitik kann auch auf die Beitritts-
perspektiven transferiert werden: Das Ziel, einen 
Ring aus stabilen Staaten außerhalb der EU mit 
guten Beziehungen aufzubauen (Akbulut et al. 
2018: 5). Insbesondere, da die geopolitische Si-
tuation im europäischen Umfeld aktuell instabiler 
geworden ist. Dem oben genannten gemeinsamen 
Ziel von Stabilität, Frieden und Demokratie in Eu-
ropa wird immer mehr Bedeutung zugesprochen 
und ist nach Roth erst vollendet, wenn die West-
balkanstaaten dazugehören (Roth 2015: 199). 

Ein weiterer Aspekt für das Ziel einer EU-
Erweiterung ist, dass diese „nicht nur das geogra-
fische Ausmaß der EU, sondern auch ihre Rolle 
und Bedeutung in Europa, in der Welt sowie für 
ihre Mitgliedstaaten (MS) immer wieder verän-
dert“ (Böttger 2016: 157). Folglich bedeutet das, 
dass sich die EU nicht nur durch den Zuwachs an 
Einwohnern und an Fläche vergrößert, sondern 
auch mit diesem Zuwachs eine größere Einheit 
bildet (Böttger 2016: 158).

Analyse der außenpolitischen Strategie: In-
teressen auf Seiten Chinas in Serbien

Die Volksrepublik China ist erst seit der Ankün-
digung der BRI im September 2013 in West-
balkanländern wie Serbien aktiv und wird in der 
Region zunehmend bedeutender (Hänsel/Feye-
rabend 2018: 5). Serbien ist für China aus zwei 
primären Gründen von großem Interesse. Erstens 
sieht China in dem Westbalkanstaat einen Transit-
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staat, welcher es ermöglicht im Rahmen der BRI 
eine Landbrücke für Waren und Dienstleistungen 
ausgehend vom chinesischen Hafen von Piraeus 
in Griechenland über Serbien nach Zentraleu-
ropa zu bauen. Die unmittelbare Nähe Serbiens 
und der Westbalkanländer zur EU stellt für Chi-
na folglich den Zugang, um ihre chinesischen 
Güter und Dienstleistungen über diese Route in 
die EU zu transportieren (Ernst 2018; Hänsel/
Feyerabend 2018: 6; Hartwell/Sidlo 2017: 29). 
Beckmann-Dierkes interpretiert im Bericht der 
Konrad-Adenauer-Stiftung Chinas Vordringen 
im Westbalkan sogar so weit, dass sich China 
der potenziellen Aufnahme Serbiens in die EU 
bewusst ist und dessentwegen seinen Einfluss in 
der Region verstärken möchte. Das langfristige 
Ziel wären folglich mehr Verbündete Chinas in-
nerhalb der EU (Beckmann-Dierkes 2018: 43). 
Die langfristigen Ziele Chinas können auf den 
Expansionsdrang der imperialen Vergangenheit 
Chinas und die langen Legislaturperioden der chi-
nesischen Präsidenten zurückgeführt werden. Es 
ist demnach nicht abwegig, dass sich die Planung 
der BRI in China auf zum teils noch unbekannte, 
vorausgesteckte Ziele Chinas bezieht.

Zweitens weisen die Länder des Westbal-
kans, insbesondere Serbien, günstige Merkmale 
für chinesische Investitionen auf, wie niedrige 
Arbeitskosten und Bodenpreise. Zusätzlich sind 
die Verhandlungen für beide Seiten leichter, da 
weniger strikte Auflagen wie bei der EU erfüllt 
werden müssen (Ernst 2018). China investiert 
dementsprechend verstärkt in die Infrastruktur 
und tätigte 2016 als zweitstärkster externer Ak-
teur, nach der EU, ausländische Direktinvestiti-
onen in der Region (Hänsel/Feyerabend 2018: 
6; Hartwell/Sidlo 2017: 31). Auch der Handel 
zwischen Serbien und China expandierte: Chine-
sische Importe verdreifachten sich und serbische 
Exporte verelffachten sich zwischen 2005 und 
2016 relativ am Wert der Exporte (Hartwell/Sid-
lo 2017: 29). Neben der Verbesserung der wirt-
schaftlichen Beziehungen verfolgt China auch 
eine Kräftigung der kulturellen Beziehungen 
(Adarov 2018; Beckmann-Dierkes 2018: 41).

An dieser Stelle muss angemerkt werden, dass 
China die Reformanstränge der EU offiziell in 
der Region unterstützt und sich nicht als Gegner 
der EU darstellt. Auch China hat ein Interesse 
an einem langfristigen Frieden und Wohlstand 
in den Gebieten des Westbalkans (Adarov 2018; 
Akbulut et al. 2018: 15f).

Zusammenfassend erklären die charakte-
risierten Faktoren Expansionsdrang und Wirt-
schaftskraft Chinas Interesse im Westbalkan. 
Das Ziel der BRI aufseiten Chinas ist folglich, 
dem chinesischen Expansionsdrang gerecht zu 
werden. Gewährleistet wird dies durch die Zu-
gangssicherung zu strategischen Ressourcen, 
dem Ausbilden neuer Exportmärkte und deren 
Infrastruktur sowie den Ausbau des wirtschaft-
lichen und politischen Einflusses in der Region. 
Dem Faktor Wirtschaftskraft wird China insofern 
gerecht, dass das oberste Ziel des Projektes der 
Ausbau der Verkehrs- und Kommunikationsinfra-
struktur in der Region ist. Dieses Ziel vergrößert, 
einhergehend mit einer intensiveren Zusammen-
arbeit in den Bereichen Handel und Investitio-
nen, die chinesische Wirtschaftskraft in Serbien 
(Adarov 2018).

Herausforderungen für die Europäische 
Union

Für die EU haben sich vermehrt neue Heraus-
forderungen durch das Erstarken externer Ak-
teure am Westbalkan herauskristallisiert. Das 
Erkennungszeichen hierfür sind sinkende Zu-
stimmungsraten in den Staaten des Westbalkans 
zur EU. In Serbien ist die Zustimmungsrate nach 
Zahlen der serbischen Regierung von circa 70 
Prozent Ende 2009 auf circa 50 Prozent Ende 
Dezember 2017 gesunken. Eine andere Studie 
stellt Serbien als Westbalkanstaat mit der stärks-
ten EU-Skepsis dar (Akbulut et al. 2018: 11f).

Insgesamt sind drei große Herausforderungen 
für die Europäische Union auf dem Gebiet der 
Erweiterungspolitik der Westbalkanstaaten zu 
identifizieren: verschiedenste Krisen innerhalb 
der EU, eine träge Erweiterungspolitik sowie ein 
verstärkter Einfluss externer Akteure, insbeson-
dere Chinas (Akbulut et al. 2018: 10). Die ersten 
beiden Herausforderungen können durchaus als 
Erklärungsfaktor für den verstärkten Einfluss ex-
terner Akteure auf dem Westbalkan hinzugezogen 
werden. Die globale Finanzkrise 2008 beeinträch-
tigte die finanziellen Möglichkeiten der EU und 
führte zu einer politischen Repräsentationskrise. 
Diese daraus folgende Schwäche der EU resul-
tierte in einer Verschiebung der Machtkonzentra-
tion in der Region und zu einem Erstarken neuer 
globaler Player wie China (Akbulut et al. 2018: 6, 
16; Förster 2016: 398). Des Weiteren steht die EU 
einer Glaubwürdigkeitsproblematik gegenüber, 
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da es dem Instrument der Konditionalität in der 
Erweiterungspolitik der EU an Effektivität fehlt 
(Hänsel/Feyerabend 2018: 3). Aus dieser eher 
passiven Erweiterungspolitik wird der Beitritt 
für die Westbalkanstaaten immer unrealistischer 
(Akbulut et al. 2018: 5).

Diese internen Herausforderungen der EU 
ebneten den Weg für China, in der Region mehr 
Einfluss zu gewinnen und sich zu einem neuen 
globalen Akteur zu etablieren. Dies bringt wiede-
rum neue Risiken für die EU mit sich, welche die 
Position der EU in Serbien gefährden. Speziell die 
BRI ist eine Entwicklung, welche für die EU eine 
große Herausforderung darstellt. Primär wird im 
Rahmen der BRI, eine wirtschaftliche Abhängig-
keit Serbiens von China aufgebaut. Die Abhängig-
keit ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass 
die chinesischen Kredite und Investitionen ten-
denziell nicht nachhaltig sind, was unter anderem 
an dem breiten Umfang der finanziellen Unter-
stützung seitens China erkennbar ist. Nicht nach-
haltig bedeutet in diesem Fall, dass der Umfang 
der Kredite für das Empfängerland zu hoch ist 
und es somit bei der Rückzahlung der Kredite zu 
weiteren finanziellen Problemen kommen kann. 
Des Weiteren kann der BRI eine geopolitische 
Motivation vonseiten Chinas unterstellt werden, 
bei welcher die politischen Intentionen jedoch 
noch unklar sind. Fakt ist, dass der zunehmen-
de wirtschaftliche Einfluss des Landes auch den 
Einfluss aus politischer Perspektive langfristig 
stärkt. Insbesondere aufgrund der internen Unei-
nigkeiten der EU in Bezug auf China (beispiels-
weise die Anerkennungsfrage Taiwans) würde ein 
verstärktes politisches Gewicht Chinas in Serbien 
ein Problem für die EU bedeuten (Adarov 2018; 
Grieveson et al. 2018: 16f; Hänsel/Feyerabend 
2018: 7). Die zweite Gefährdung der Stellung der 
EU in Serbien ist, dass neue Normen im Rahmen 
der BRI in Serbien etabliert werden, welche den 
Werten der EU widersprechen und diese brüskie-
ren. Das autoritäre Herrschaftsmodell Chinas bei-
spielsweise ist eines dieser Normen. Dieses könnte 
von den Politikern in der Region begrüßt werden 
und würde somit den autoritär angelehnten Füh-
rungspersönlichkeiten im Westbalkan mehr Macht 
verleihen (Akbulut et al. 2018: 17; Surk 2017). 
Des Weiteren kann angenommen werden, dass die 
chinesischen Aktivitäten das Korruptionsproblem 
in der Region nicht beseitigen werden, sondern 
das Problem vielmehr vergrößern (Grieveson et 
al. 2018: 17). Erkennbar in der Region Serbien 

ist eine wachsende Demokratieskepsis seit der 
BRI, welche beispielsweise auf die autoritären 
Regierungsstile zurückgeführt werden können. 
Die anfängliche Demokratiebegeisterung, die 
mit der Beitrittsperspektive zur EU einherging, 
wurde von einer wachsenden Demokratieskepsis 
abgelöst. In Serbien finden 25 Prozent der Bevöl-
kerung demokratische Formen gut, 28 Prozent 
sind von der Demokratie nicht überzeugt und 43 
Prozent ist die Regierungsform egal (Akbulut et 
al. 2018: 16f; Grieveson et al. 2018: 17). 

Reaktion der Europäischen Union auf die 
„Belt and Road Initiative“

Wie hat die Europäische Union auf die Herausfor-
derungen durch China als neuen externen Akteur 
reagiert? Fast zeitgleich mit dem Start der chi-
nesischen BRI in Serbien verkündete der Kom-
missionspräsident Jean-Claude Juncker 2014, 
dass es keine Erweiterungen in den nächsten 
fünf Jahren geben wird, da interne Veränderun-
gen (unter anderem die ersten zwei dargestellten 
Herausforderungen) der EU den Beitrittsprozess 
ebenfalls tangieren (Böttger 2016: 165). Im Zuge 
der neuen Erweiterungsstrategie 2018 erhielt die 
Diskussion über Serbiens EU-Beitritt einen neuen 
Aufschwung und es wurde eine klare Beitrittsper-
spektive auf das Jahr 2025 festgelegt. Es entsteht 
der Anschein, dass sich die EU ihrer veränderten 
Rolle auf dem Westbalkan und in Serbien bewusst 
ist und dementsprechend mehr Anstrengungen in 
die Region investiert (Akbulut et al. 2018: 18). 
Schon 2015 hat ein Bericht der Friedrich-Ebert 
Stiftung dargelegt, dass die Instrumente der EU-
Erweiterung überarbeitet werden müssen (Dir-
moser 2015: 3).

Wie sehen diese Anstrengungen der EU aus? 
Der diplomatische Austausch zwischen der EU 
und den Westbalkanstaaten hat sich eindeutig 
verstärkt (Dirmoser 2015: 4). 2014 fand die ers-
te Westbalkankonferenz in Berlin statt. Auf der 
Agenda stand die

„Verpflichtung der Teilnehmerländer zur In-
tensivierung der regionalen Kooperation, zur 
Stärkung der guten Regierungsführung und 
zur Steigerung des Wohlstands durch nachhal-
tiges Wirtschaftswachstum“ (Förster 2016: 
399).
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Zusätzlich wurde den Westbalkanstaaten insge-
samt zwölf Milliarden Euro an finanzieller Un-
terstützung bis 2020 zugesprochen. Des Weiteren 
wurde das Ziel gesetzt, das Format der Westbal-
kankonferenz jährlich durchzuführen (Roth 2015: 
399). 2015 wurde dann die zweite Westbalkan-
konferenz in Wien abgehalten. Der Schwerpunkt 
dieser Konferenz lag allerdings nicht auf dem 
Einfluss externer Akteure oder der Erweiterung, 
sondern befasste sich mit dem Westbalkan als 
Transitraum im Rahmen der Migrationskrise. Die 
Umsetzung der Erweiterung lag weiterhin auf As-
soziierungsabkommen, Partnerschaften und Kon-
ditionalitäten (Roth 2015: 399f, 404). Nachdem 
die zwei Konferenzen in den darauffolgenden 
Jahren nicht stattgefunden haben, konzentrierte 
sich die Westbalkankonferenz 2018 in Sofia auf 
einer glaubwürdigen Erweiterungsperspektive. 
Der Fokus dieser Konferenz liegt explizit in ei-
nem stärkeren Engagement der EU gegenüber 
dem westlichen Balkan, um die notwendigen 
Reformen für den EU-Beitritt fortzuführen. In 
erster Linie ist es Aufgabe der Beitrittskandidaten 
die Reformen zu transformieren. Aufseiten der 
EU sollen die Transformationsprozesse jedoch 
besser unterstützt werden, indem notwendige 
Veränderungen in der Politik der EU durchge-
führt werden. Zusätzlich erhöhte die EU die 
bisherigen zur Verfügung gestellten Mittel, um 
den Balkanstaaten wichtige Investitionen bei-
spielsweise in der Infrastruktur zu ermöglichen. 
Sechs Leitinitiativen sollen die Bedeutung des 
EU-Beitritts der Westbalkanstaaten aufzeigen: 
Rechtsstaatlichkeit, Sicherheit und Migrati-
on, sozioökonomische Entwicklung, Verkehr 
und Energieversorgung, digitale Agenda sowie 
gute nachbarschaftliche Beziehungen. Speziell 
für die Umsetzung der Leitinitiativen wird eine 
Abteilung für die Sicherstellung eingerichtet 
(EU-Commission 2018). Die bisherige Erwei-
terungsstrategie der EU legte den Fokus primär 
auf die ökonomische Vernetzung, das neue Kon-
zept fokussiert sich seit 2018 nun auch auf die 
Verbesserung der politischen Beziehungen, um 
die Vernetzung der EU mit dem Westbalkan zu 
fördern (Grieveson et al. 2018: 3).

Zusammenfassend kann nicht davon ausge-
gangen werden, dass das Auftreten Chinas im 
Rahmen der BRI in Serbien, der alleinige Auslö-
ser für das verstärkte Engagement durch die neue 
Erweiterungsstrategie der EU war. Andere Her-
ausforderungen, wie beispielsweise die Migrati-

onskrise 2015, führten zu einer Verschiebung der 
Aufmerksamkeit zurück zum Westbalkan. Inwie-
fern die neue Erweiterungsstrategie erfolgreich 
sein wird, kann noch nicht gesagt werden. Die 
Problematik, dass die EU durch ihre Regularien in 
ihrer Anpassungsgeschwindigkeit eingeschränkt 
ist und möglicherweise nicht rechtzeitig auf die 
externen Akteure reagieren kann, existiert. Hin-
zu kommt, dass die EU-Standards im Vergleich 
zu den chinesischen wesentlich höher sind und 
sich somit der Schwerpunkt Serbiens womöglich 
eher in Richtung China orientiert (Adarov 2018). 
Ebenfalls kann nicht eindeutig gesagt werden, ob 
sich die neue Strategie dem Einfluss des externen 
Akteurs Chinas in Serbien, durch Veränderungen 
in den politischen Reformen der EU langfristig 
entgegenwirken kann (Akbulut et al. 2018: 19).

Ein Wettlauf um den Westbalkan?

Anhand der Intergouvernementalismustheorie 
und der historischen Vergangenheit Chinas wur-
den in dieser Arbeit die außenpolitischen Hand-
lungen der EU und Chinas erklärt, welche auf die 
Interessen der Akteure zurückzuführen sind. Die 
Interessenanalyse ergab, dass der Wunsch nach 
Wohlstand, Stabilität und Sicherheit sowie ein 
vereintes Europa das Hauptinteresse der EU ist. 
Dieses Grundinteresse stützt die außenpolitischen 
Handlungen der EU, Serbien für den EU-Beitritt 
zu unterstützten. China ist aktuell primär an der 
geografischen Lage Serbiens interessiert. Der 
Staat fungiert als Transitregion im Rahmen der 
BRI, um chinesische Waren und Dienstleistungen 
nach Zentraleuropa transportieren zu können.

Die Herausforderung für die EU besteht dar-
in, dass China durch den großen Umfang, oftmals 
nicht nachhaltiger Kredite, die Region wirtschaft-
lich abhängig macht. Diese Abhängigkeit könnte 
zukünftig in einer politischen Abhängigkeit resul-
tieren. Die Frage nach der politischen Abhängig-
keit Serbiens beziehungsweise des Westbalkans 
von China müsste in weiteren Interessen- und 
Herausforderungsanalysen näher untersucht 
werden. Zweitens fließen neue Normen in die 
Region, welcher den Normen des EU-Beitritts 
widersprechen. Beispielsweise das den Westbal-
kan erreichende Bild eines funktionierenden, im 
Sinne von wirtschaftlicher Machterweiterung, au-
toritären Regierungsstils Chinas, könnte die De-
mokratieanstrengungen der Westbalkanstaaten im 
Rahmen der Erweiterungsperspektive behindern. 
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Die EU reagiert hierauf mit einem stärkeren Fokus 
auf die Region durch Westbalkankonferenzen und 
höherer finanzieller Unterstützung. Des Weiteren 
reagiert sie mit der Einsicht, die eigene Politik 
zu verändern, um die Transformationsprozesse 
besser unterstützen zu können.

Herrscht folglich ein Wettlauf zwischen der 
EU und China um den Westbalkan? Es kann nicht 
davon ausgegangen werden, dass das Involvieren 
Chinas im Westbalkan die alleinige Ursache für 
die neue „glaubhafte Erweiterungsstrategie“ der 
EU ist. Genauso ist es noch unklar, ob die neue 
außenpolitische Strategie der EU dem Einfluss 
Chinas standhalten kann. Bezogen auf Serbien 
kann gesagt werden, dass die schon fortgeschrit-
tenen Beitrittsverhandlungen durch China ten-
denziell gefährdet werden. Zusammenfassend 
kann behauptet werden, dass in Bezug auf die 
außenpolitischen Strategien noch kein akuter po-
litischer Wettlauf zwischen der EU und China zu 
erkennen ist. Die Tatsache, dass beide Akteure 
den langfristigen Frieden und den Wohlstand in 
der Region aktiv unterstützen spricht dafür, es ist 
jedoch unklar welche politischen Interessen China 
verfolgt. Dennoch sollte das Involvieren Chinas 
im Westbalkan von der EU mit Vorsicht betrachtet 
werden und in Anbetracht einer möglichen poli-
tischen Abhängigkeit weiter beobachtet werden.    
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Abstract

Wie unterscheiden sich rechtspopulistische Parteien im 
Hinblick auf Geschlechterpolitik in ihren Parteiprogram-
men? Dieser Frage möchte der folgende Beitrag nachge-
hen. Dazu werden im ersten Teil der Arbeit die Begriffe 
Rechtspopulismus und Geschlechterpolitik definiert. Im 
zweiten Teil wird die Forschungsfrage anhand eines Ver-
gleichs zwischen den Parteien Alternative für Deutsch-
land, Freiheitliche Partei Österreichs, Schweizer Volks-
partei, Rassemblement National und UK Independence 
Party beantwortet. Der Vergleich kommt zu dem Schluss, 
dass die Vorstellung rechtspopulistischer Parteien über 
Geschlechterpolitik häufig in Verbindung mit den Themen 
Familie, Ehe, Kinderbetreuung, Gender Mainstreaming, 
Migration und Integration steht. Dabei ist besonders auf-
fällig, dass alle untersuchten Parteien Gleichstellung als 
liberalen Wert unterstützen, wenn es vermeintlich darum 
geht, diesen vor negativen Einflüssen besonders musli-
mischer Migranten zu schützen. Die Arbeit stellt heraus, 
dass die meisten der untersuchten Parteien (AfD, FPÖ, 
SVP und FN) ein modernisiert-traditionelles Geschlech-
terverständnis vorweisen Besonders im Hinblick auf 
die bevorstehende Europaparlamentswahl im Mai 2019 
schlussfolgert die Autorin, dass eine Herausforderung im 
Umgang mit rechtspopulistischen Parteien darin liegt, den 
Diskurs über Geschlechterpolitik positiv zu besetzten und 
diesen nicht rechtspopulistischen Parteien zu überlassen.
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Einleitung

„Unsere AfD verteidigt Ehe und Familie als 
gesellschaftliches Leitbild und das bedeutet 
auch, dass wir teuren, schädlichen und dazu 
irrwitziger Weise in Millionenhöhe, auch 
noch steuerfinanzierten Gesellschaftsexperi-
menten, die auf die Abschaffung der natürli-
chen Geschlechterordnung abzielen, eine kla-
re Absage erteilen. Diese Geisteskrankheit, 
liebe Freunde, namens Gender Mainstream 
[sic] ist doch ein Sonntagskind der Dekadenz. 
Das muss man doch mal sagen dürfen“

- Björn Höcke 
(Menschen bei Maischberger 2015: 11:48 Min)

Als „Geisteskrankheit“ bezeichnet Björn Hö-
cke, Fraktionsvorsitzender der Alternative für 
Deutschland (AfD) im Thüringer Landtag, die 
Strategie des Gender Mainstreamings. Darüber 
hinaus betont er die Wichtigkeit der Ehe und Fa-
milie. Dieses Zitat legt die Vermutung nahe, dass 
rechtspopulistische Parteien, wie die AfD, eine 
besondere Beziehung zu Geschlechterpolitik auf-
weisen. Welchen Stellenwert diese Beziehung in 
der Programmatik rechtspopulistischer Parteien 
in Europa einnehmen, soll in der vorliegenden 
Arbeit untersucht werden.

Zur Analyse des Themas Rechtspopulismus 
und Geschlechterpolitik identifizieren Spierings 
et al. (2015: 6) drei Dimensionen, die untersucht 
werden können: erstens die Wähler*innenschaft, 
zweitens die Mitglieder und Führungspersonen 
und drittens die Ideologie der jeweiligen Grup-
pierung oder Partei. Die Wähler*innenschaft 
rechtspopulistischer oder rechtsextremer Parteien 
wurde bereits umfassend untersucht (Spierings/
Zaslove 2015; Akkerman et al. 2013; Westle 
et al. 2009; Wodak 2016) und wird deshalb in 
dieser Arbeit nicht weiter thematisiert. Einen 
Beitrag über das scheinbare Paradoxon von 
Frauen in Führungspositionen rechtspopulisti-
scher „Männerparteien“, Repräsentant*innen 
sowie Mitglieder oder einzelnen Frauenorga-
nisationen rechtspopulistischer Parteien findet 
sich beispielsweise bei Mudde (2007) im Kapitel 
„Männerparteien“. Die ideologische Beziehung 
zwischen Rechtspopulismus und Geschlechterpo-
litik fand bisher nur wenig Beachtung in der For-
schung (Wodak 2016; Mudde/Kaltwasser 2015; 
Spierings et al. 2015). Eine der ersten Studien zu 
ideologischen Inhalten stammt von Amesberger 

und Halbmayr (2002a). Sie untersuchen rechts-
extreme Parteien in Frankreich, Italien, Slowakei, 
Tschechien und Österreich. Daneben erforschen 
Mudde und Kaltwasser (2015) in ihrem Beitrag 
„Vox Populi or Vox Masculini? Populism and 
Women“ die Beziehung zwischen Populismus 
und Gender Politics in Abhängigkeit des Kultur-
raums (Nordeuropa und Lateinamerika). Meret 
und Siim (2013) widmen sich dem Diskurs über 
Gender und rechtspopulistische Parteien in Skan-
dinavien. Aufgrund der bisher geringen Anzahl 
an vergleichenden Analysen zwischen rechtspo-
pulistischen Parteiprogrammen im westeuropäi-
schen und deutschsprachigen Raum, möchte die-
se Arbeit den Beitrag leisten, rechtspopulistische 
Programmatik in Bezug auf Geschlechterpolitik 
besser zu verstehen. Die Forschungsfrage lautet 
somit: Wie unterscheiden sich rechtspopulistische 
Parteien im Hinblick auf Geschlechterpolitik in 
ihren Parteiprogrammen?

Nach einer kurzen Definition der Begriffe 
Rechtspopulismus und Geschlechterpolitik soll 
die Forschungsfrage anhand eines Vergleichs 
zwischen den Parteien Alternative für Deutsch-
land (AfD), Freiheitliche Partei Österreichs 
(FPÖ), Schweizer Volkspartei (SVP), Rassem-
blement National (RN) und UK Independence 
Party (UKIP) untersucht werden1. Abschließend 
wird ein Ausblick gewagt, wie die Zukunft der 
Beziehung zwischen Populismus und Geschlech-
terpolitik aussehen könnte und welche Strategi-
en beim Umgang mit dieser Thematik möglich 
erscheinen.

Rechtspopulismus und Geschlechterpolitik

Zur Beantwortung der Forschungsfrage ist es 
notwendig, die Begriffe Rechtpopulismus und 
Geschlechterpolitik sowie ihre Beziehung zuei-
nander eingangs zu beleuchten. Wodak (2016: 
66) identifiziert „Geschlechterpolitik“ als ein 
Diskursthema der rechtspopulistischen Agenda. 
Der Begriff Geschlechterpolitik soll in dieser 
Arbeit Verwendung finden, da er verschiedene 
relevante Aspekte wie Gleichstellung, Gender 
Mainstreaming sowie Familien- und Geschlech-
terbild vereint.  
1 Zum Hintergrund und Einordnung der jeweiligen Parteien 
als rechtspopulistische Parteien Lewandowsky 2015 und Klei-
nert 2018 für AfD; Heinisch 2004 und Toth 2015 Hildebrand 
2017 für FPÖ, Hildebrand 2017, Ladner 2015 und Weber 
2017 für SVP, Stockemer 2017 und Ivaldi/Swyngedouw 2006 
für FN, Goodwin 2015 und Michelsen 2015 für UKIP
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Gender Mainstreaming2 (GM) beinhaltet Strategi-
en und Maßnahmen zur Umsetzung von Gleich-
stellung. Dies soll durch die Einführung einer 
Gender-Perspektive in alle (Politik-) Bereiche 
erfolgen (Pilcher/Whelehan 2017: 88). Dabei ist 
auch die Frage zu berücksichtigen, welches Kon-
zept von Gleichheit herangezogen wird. Chancen-
gleichheit meint einerseits die Abwesenheit von 
Hindernissen für die wirtschaftliche, politische 
und soziale Teilhabe aufgrund des biologischen 
und sozialen Geschlechts3 (European Institute for 
Gender Equality 2018a). Damit einher geht die 
Ablehnung der Ergebnisgleichheit. Das Prinzip 
der Ergebnisgleichheit andererseits geht davon 
aus, dass Chancengleichheit und Gleichbehand-
lung möglicherweise nicht ausreichen, um his-
torisch gewachsene Benachteiligung von Frauen 
zu beseitigen. Nicht die Zugangsvoraussetzungen 
sind entscheidend, sondern die Ergebnisse (Out-
comes) der Gleichstellung. Zur Umsetzung von 
Gleichstellung gibt es verschiedene Instrumente, 
wie beispielsweise Quotenregelungen (European 
Institute for Gender Equality 2018b). 

In Mudde und Kaltwassers Definition von Po-
pulismus wird Geschlechterpolitik nicht explizit 
erwähnt. Sie definieren Populismus als eine

“thin-centred ideology that considers socie-
ty to be ultimately separated into two homo-
geneous and antagonistic groups, ‘the pure 
people’ and ‘the corrupt elite’, and that holds 
that politics should be an expression of the 
volonté générale (general will) of the people”

(Mudde/Kaltwasser 2015: 18)

Die Autoren (2015: 19) gehen in ihrem Beitrag 
aber davon aus, dass eine populistische Sicht auf 
Geschlechterpolitik möglich sei. Bei der Beant-
wortung der Frage nach den Positionen populis-
tischer Parteien zu Geschlechterpolitik greifen 
Mudde und Kaltwasser (2015: 26) auf die An-
nahme von Amesberger und Halbmayr (2002b) 
zurück. Diese nehmen eine Unterscheidung zwi-
schen einem traditionellen Familienbild einerseits 
und einem modernisiert-traditionellen Frauenbild 
andererseits vor. Charakteristisch für das tradi-
tionelle Frauenbild sei, dass die Verantwortung 
zur Kindererziehung und Hausarbeit bei der Frau 
liege. Das modernisiert-traditionelle Frauenbild 
hingegen erkennt an, dass Frauen wirtschaftlich 
unabhängig sein können und eine professionelle 
Karriere anstreben können. Die Verantwortung 

für die Familie sei nicht der einzige Lebensin-
halt von Frauen (Mudde/Kaltwasser 2015: 26). 
Obwohl dieser Unterscheid bestehe, gehen bei-
de Frauenbilder von einem geschlechterspezifi-
schen Rollenverständnis zwischen Frauen und 
Männern aus, bei den Frauen die Hauptverant-
wortung für Erziehung und Haushalt tragen. Un-
ter dieser Grundprämisse arbeiten Mudde und 
Kaltwasser (2015: 26) folgende Elemente für 
die Position populistischer Parteien hinsichtlich 
Genderpolitik heraus: Die Beziehung zwischen 
Populismus und Gender sei eher schwach, je-
doch hochkomplex. Geschlechterthemen seien 
nicht von großer Bedeutung für populistische 
Parteien, in Folge dessen weisen sie keine starke 
Position zu den Themen auf. Gleichstellungs- 
und Geschlechterthemen fänden nur sehr selten 
explizite Beachtung in Parteiprogrammen. Es 
gäbe keine Anhaltspunkte, für die ausdrücklich 
geschlechtsspezifische Interpretation von „dem 
Volk“ und „den Eliten“. Besonders wichtig sei 
die Erkenntnis, dass Geschlechterthemen häufig 
in Beziehung mit anderen Themen wie Migration, 
Familie und Erziehung auftreten. Diese Themen 
bieten Anknüpfungspunkte auf deren Grundlage 
sich die eigentlich „dünne Ideologie“ („thin-cen-
tred ideology“) populistischer Parteien aufbau-
en könne. Angelehnt an Mudde und Kaltwassers 
Untersuchungen, werden folgende Hypothesen 
aufgestellt:

1. Geschlechterpolitik findet in Parteipro-
grammen rechtspopulistischer Parteien nur 
selten direkte Beachtung. Geschlechterpolitik 
wird häufig in Verbindung mit Familien- oder 
Migrationspolitik behandelt, was als Anknüp-
fung einer „dünne Ideologie“ betrachtet wer-
den kann. 

2. Rechtspopulistische Parteien vertreten ein 
modernisiert-traditionelles Familien - und 
Geschlechterbild. 

2 Zur Definition von GM siehe auch European Institute for 
Gender Equality 2018c, zur theoretischen Einordnung siehe 
Daly 2005.

3 Zur Unterscheidung von biologischen (sex) und sozialen 
Geschlecht (gender) siehe Pilcher/Whelehan (2017: 57-59)
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3. Rechtspopulistische Parteien akzeptieren 
bestehende Geschlechterrollen. Die analy-
sierten Parteien unterstützen Gleichstellung, 
geben dem Thema aber keine hohe Priorität 
und wollen eher den Status Quo behalten, als 
Gleichstellung weiter voranzubringen.

4. Frauen werden von rechtspopulistischen 
Parteien nicht als schwache Gruppe, die 
Schutz oder Bevorzugung benötigt, gesehen. 
Jedoch müsse Gleichstellung, unter der Prä-
misse der Bewahrung nationalen Kultur, vor 
negativen Einflüssen durch Migration be-
schützt werden.

Anhand dieser Hypothesen soll im Folgenden 
die Haltung der rechtspopulistischeren Parteien 
gegenüber der Geschlechterpolitik untersucht 
werden. 

Methodische Herangehensweise

Die Untersuchung der Parteien erfolgt mit einer 
hermeneutischen Herangehensweise, die intersub-
jektive Nachvollziehbarkeit gewährleisten soll. 
Mithilfe der theoretischen Vorüberlegungen und 
aufgestellten Hypothesen, werden die Positionen 
der Parteien zu den Themen anhand direkter Zitate 
aus deren Programmen untersucht. 

Untersuchte Parteien 

Die Parteien AfD, FPÖ, SVP, RN und UKIP 
wurden aufgrund ihrer regionalen Lage für den 
Vergleich ausgewählt. Dies ermöglicht Aussagen 
über Unterschiede oder Gemeinsamkeiten zwi-
schen rechtspopulistische Parteien im deutsch-
sprachigen Raum (AfD, FPÖ, SVP) und anderen 
westeuropäischen Parteien (UKIP, RN) zu treffen. 
Außerdem werden die Parteien zum Vergleich 
herangezogen, da die jeweiligen Länder ein ähn-
liches Level in der Gleichstellung aufweisen. Laut 
dem Gender Equality Index (GEI) des European 
Institute for Gender Equality (2017: 89) haben 
Frankreich und Großbritannien einen ähnlich ho-
hen Wert im GEI (Frankreich 72.6 Punkte, Groß-
britannien 71.5 Punkte). Deutschland, mit einem 
GEI Wert von 65.5 Punkten, und Österreich, mit 
63.3 Punkten, liegen unter dem europäischen 
Durchschnitt von 66.2 Punkten. Die Schweiz ist 
nicht in diesem Vergleich berücksichtig. Da die 
Schweiz im Gender Inequality Index (United Na-

tions Development Programme) einen ähnlichen 
Wert (0.040) wie Deutschland (0.066) aufzeigt, 
ist davon auszugehen, dass Gleichstellung in der 
Schweiz auf einem ähnlichen Level mit Deutsch-
land (und Österreich) ist.

Untersuchungsmaterial 

Zur Untersuchung der Positionen der jeweiligen 
Parteien werden die Parteiprogramme herangezo-
gen. Diese wurden zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten verfasst. Um eine bessere Vergleichbarkeit 
zu gewährleisten, wird zusätzlich auf die letzten 
Wahlprogramme der AfD, FPÖ und UKIP Bezug 
genommen. Diese beziehen sich auf die letzten 
Parlamentswahlen, die in Deutschland, Österreich 
und Großbritannien 2017 stattfanden (Weiche 
2018). Aufgrund der Schweizer Parlamentswahl 
im Jahr 2015 (Bundeskanzlei 2015), liegt das Par-
teiprogramm zeitlich weiter zurück und ein aktu-
elles Wahlprogramm der SVP ist nicht zugänglich. 
Dies hat zur Folge, dass sich Themen zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht auf der politischen Agenda 
befanden, die von anderen Parteien im Zeitver-
lauf aufgegriffen werden können. Ein Vergleich 
dieser Themen ist damit nicht möglich. Aufgrund 
der Neuausrichtung des RN, unter Marine Le Pen 
(Le Monde o.V. 2018), wird auf das Programm 
„144 Engagements Présidentiels“ aus dem Jahr 
2017 eingegangen. Andere Programme sind hier 
ebenfalls nicht vorhanden. Trotz Unterschiede im 
Umfang und Aktualität der Programme sollen die 
SVP und RN mit in die Analyse aufgenommen 
werden, um generelle inhaltliche Gemeinsamkei-
ten oder Unterschiede mit den anderen Parteien 
zu untersuchen.

Analyse der Parteiprogramme

Im Folgenden werden die Positionen zu den ein-
zelnen Kategorien in den drei übergeordneten 
Themenblöcken Familie, Gender Mainstreaming 
und Migration anhand von Zitaten herausgear-
beitet.
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Familie

Die „Nationale Familie“ (Wodak 2016: 172) spie-
le eine besondere Rolle in rechtspopulistischer 
Rhetorik. Sie soll die traditionelle patriarchale 
Ordnung der Gesellschaft und damit einherge-
hend den „Körper der Nation“ aufrechterhalten. 
(Wodak 2016: 172) Diese so genannte Körperpo-
litik beruhe auf Nativismus und Ausgrenzung. Die 
Familie werde aus konservativer Sicht betrachtet, 
mit dem Vater, der die Familie beschützt und für 
das Einkommen sorgt und der kümmernden Mut-
ter an seiner Seite. Der Mutter komme darüber 
hinaus die besondere Rolle der Reproduktion des 
Volkskörpers zu (Wodak 2016: 92). Aufgrund 
dieser Annahme der gefestigten Rollenbilder 
innerhalb der Familie im Rechtspopulismus, 
werden die Aspekte Familie, Ehe und Erziehung 
bei der Untersuchung der Forschungsfrage be-
rücksichtig. Im Folgenden wird einerseits unter-
sucht, ob die ausgewählten rechtspopulistischen 
Parteien Geschlechterpolitik mit Familienpolitik 
verbinden und andererseits, ob ein modernisiert-
traditionelles Rollenverständnis der Geschlechter 
zugrunde liegt. 

Die Vorstellung über das Familienbild der 
AfD, FPÖ und SVP weisen folgende Gemeinsam-
keiten auf: Im Parteiprogramm der AfD heißt es:

 
„Die Alternative für Deutschland bekennt 
sich zur traditionellen Familie als Leitbild. 
Ehe und Familie stehen unter dem besonde-
ren Schutz des Grundgesetzes. In der Familie 
sorgen Mutter und Vater in dauerhafter ge-
meinsamer Verantwortung für ihre Kinder“

(AfD 2016: 41)

Die AfD spricht in ihrem Programm von der 
„klassisch verstandenen Ehe“ (AfD 2017: 40). 
Obwohl die gleichgeschlechtliche Ehe nicht ex-
plizit ausgeschlossen wird, wird deutlich, dass 
die AfD die Ehe als Bündnis zwischen Mann und 
Frau vorsieht, und anderen Formen gegenüber 
eine ablehnende Haltung einnimmt. Als Argu-
ment für die Ehe zwischen Mann und Frau und 
somit gegen die gleichgeschlechtliche Ehe, wird 
die Reproduktionsfunktion des „Staatsvolk als 
Träger der Souveränität“ (AfD 2017: 40) ange-
führt. Diese Reproduktionsfunktion sieht die AfD 
nur in der Ehe zwischen Mann und Frau gewähr-
leistet. Die Ehe wird nicht nur als Notwendigkeit 
zum Erhalt der Gesellschaft wahrgenommen, 

sondern direkt mit der Souveränität des Volkes 
verknüpft. Ähnlich geht die FPÖ davon aus, dass 
„die Familie als Gemeinschaft von Mann und 
Frau mit gemeinsamen Kindern […] die natür-
liche Keimzelle und Klammer für eine funktio-
nierende Gesellschaft“ (FPÖ 2011: 3) ist. Unter 
Nennung des Reproduktionsarguments, betont 
die FPÖ, dass die Ehe ausschließlich als Partner-
schaft zwischen Mann und Frau verstanden wird. 
Im Vergleich zur AfD, die die gleichgeschlechtli-
che Ehe nur implizit ablehnt, lehnt die FPÖ „ein 
eigenes Rechtsinstitut für gleichgeschlechtliche 
Beziehungen“ (FPÖ 2011: 8) explizit ab. Die tra-
ditionelle „Familie und mit ihr die Ehe zwischen 
Mann und Frau“ (SVP 2015: 94-96), wird von 
der SVP, wie von AfD und FPO, als wichtigen 
Faktor für den Erhalt der Gesellschaft gesehen. 
Die SVP „will keine Vielehen und keine abso-
lute Gleichstellung der gleichgeschlechtlichen 
Partnerschaft mit der Ehe“ (SVP 2015: 97). Die 
gleichgeschlechtlichen Ehe, lehnt sie, unter Be-
fürchtung einer möglichen Schwächung der Ehe 
zwischen Mann und Frau, ab (SVP 2015: 95). 

Aufgrund der oben genannten Vorstellung 
von Familie und deren Notwendigkeit zum Er-
halt der Gesellschaft ergibt sich die Forderung 
nach finanzieller Entlastung für Familien bei drei 
der untersuchten Parteien. So schlägt die AfD in 
ihrem Wahlprogramm vor, Familien durch ein 
„Familiensplitting“, das zusätzlich zum Ehegat-
tensplitting angewandt werden soll, finanziell zu 
entlasten (AfD 2017: 40). Die FPÖ sieht in ihrem 
Wahlprogramm ebenfalls „familienfreundliche 
Steuermodelle […] [und] eine gute Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie“ (FPÖ: 9) vor. Angesichts 
der Forderung nach finanzieller Unterstützung für 
französische Familien und eine freie Aufteilung 
des Elternurlaubs (RN 2017: 9) ist die Wichtigkeit 
der Familie für den RN abzuleiten. Bei UKIP und 
SVP sind keine Forderung für eine finanzielle 
Entlastung von Familien vorzufinden. Trotz der 
Betonung der Wichtigkeit der Familie gehen die 
AfD, FPÖ und SVP auf Alleinerziehende ein. 
Die AfD möchte Alleinerziehenden Hilfe für ein 
„eigenverantwortliches Leben [anbieten]. [F]in-
anzielle Unterstützung von Organisationen, die 
‚Einelternfamilien‘ als normalen, fortschrittlichen 
oder gar erstrebenswerten Lebensentwurf pro-
pagieren“ (AfD 2017: 38), unterstützt die Partei 
jedoch nicht. Die SVP sowie die FPÖ erkennen 
Alleinerziehende in ihrem Programm ebenfalls 
als verantwortlich für Kindererziehung, sprechen 
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sich allerdings nicht für eine gesonderte Förde-
rung für sie aus (SVP 2015: 96; FPÖ 2011: 8). RN 
und UKIP nennen Alleinerziehende nicht expli-
zit in diesem Kontext. Neben Alleinerziehenden 
schenken AfD und UKIP Vätern gesonderte Be-
achtung. Sie gehen davon aus, dass in getrennt-
lebenden Paaren Väter häufig einen erschwerten 
Zugang zu ihren Kindern hätten. Die AfD möchte 
dem entgegenwirken und Väter in dem Vorha-
ben, ihr Kinder zu sehen, unterstützen (AfD 2017: 
38). Ähnlich fordert UKIP eine 50/50-Regelung 
zur Aufteilung des Wohnorts der Kinder (UKIP 
2015: 26).

Die Verbindung zwischen Familienpolitik und 
Migration bei AfD, FPÖ und UKIP wird beim 
Thema Kinder und Geburtenrate deutlich. Die 
Notwendigkeit einer höheren Geburtenrate nutzt 
die AfD als zweifaches Argument: Einerseits, um 
dem demographischen Wandel entgegenzuwirken 
und andererseits, um Masseneinwanderung abzu-
lehnen. Die AfD kritisiert die niedrige Geburten-
rate deutscher Frauen im Vergleich zur höheren 
Geburtenraten von Frauen mit Migrationshin-
tergrund. Um die Geburtenrate zu steigern, sei 
eine „aktivierenden Familienpolitik“ (AfD 2017: 
42) notwendig. Die AfD erklärt die Notwendig-
keit einer hohen Geburtenrate zum Zweck der 
„Selbsterhaltung, nicht Selbstzerstörung unseres 
Staates und Volkes“ (AfD 2017: 28). Eine nied-
rige Geburtenrate, die nicht durch Zuwanderung 
auszugleichen sei, ist ebenfalls ein Kritikpunkt der 
FPÖ. Die hohe Geburtenrate von Migrantinnen 
identifiziert UKIP als Überlastungsgefahr für den 
öffentlichen Dienst. Im Programm des RN wird 
von einer echten „pronatalistischen Politik“4  ge-
sprochen, die Geburtenförderung zum Zweck hat. 
Diese Politik sei jedoch französischen Familien 
vorbehalten (RN 2017: 9). Bei der SVP lassen 
sich keine Aussagen über dieses Thema finden. 
Mit der Forderung einer höheren Geburtenrate 
geht das Thema Abtreibung einher. Mit ähnlicher 
Argumentation treffen AfD und FPÖ Aussagen 
darüber. Neben der bereits genannten Kritik an 
der niedrigen Geburtenrate spricht sich die AfD 
für die „Beratung [zum] Schutz des ungebore-
nen Lebens“ (AfD 2016: 44). Um Abtreibungen 
entgegenzuwirken, möchte die AfD Adoption er-
leichtern. Besondere Unterstützung junger Frauen 
sieht die FPÖ als Möglichkeit zur Vermeidung 
von Abtreibungen (FPÖ: 13). 

Ein Aspekt, der häufig mit geschlechterpo-
litischen Themen in Verbindung steht, ist neben 

der Familie auch die Kinderbetreuung. Die AfD 
vertritt die Auffassung, dass Kinder sich am bes-
ten durch elterliche Fürsorge entwickeln. Daher 
leitet sie die Notwendigkeit ab, dass ein Gehalt 
ausreichen müsse, die Familie zu versorgen, da-
mit ein Elternteil sich dazu entscheiden kann, die 
Kinder zuhause zu erziehen. Außerdem kritisiert 
sie die „Übernahme der Erziehungsaufgabe durch 
staatliche Institutionen, [dies untergräbt] die Fa-
milie als wertgebende gesellschaftliche Grundein-
heit“ (AfD 2016: 43). Frauen, die sich entschei-
den Mutter und Hausfrau zu sein, bekämen im 
Gegensatz zu erwerbstätigen Frauen, zu wenig 
Anerkennung. Die AfD spricht hierbei von „Dis-
kriminierung von Vollzeit-Müttern“ (AfD 2016: 
43). Die Partei fordert „häusliche Erziehung und 
Fremdbetreuung gleichberechtigt nebeneinan-
der“ (AfD 2016: 43) zu stellen. Dies beinhalte 
die finanzielle Förderung häuslicher Betreuung. 
Nach der Erziehungszeit verlangt die AfD, die 
Möglichkeit zu einem einfachen Wiedereinstieg 
in den Beruf (AfD 2017: 39). Welches Eltern-
teil der Kinderbetreuung nachkommen soll, wird 
nicht explizit genannt. Aufgrund des traditionellen 
Rollenbilds sowie der expliziten Forderung nach 
mehr Anerkennung für Mütter und Hausfrauen, ist 
jedoch davon auszugehen, dass die Partei Frauen 
für diese Aufgabe präferiert. Im Schulunterricht 
soll ausschließlich das traditionelle Familienbild 
gelehrt werden. Homo- und Transsexualität wird 
dabei explizit ausgeschlossen. Kinder sollen vor 
„sexuellen Neigungen einer lauten Minderheit“ 
geschützt werden (AfD 2016: 54). Eine ähnliche 
Ansicht vertritt die FPÖ. Sie präferiert ebenfalls 
die häusliche Betreuung und verlangt für diese 
finanzielle Unterstützung bis zur Einschulung 
der Kinder. Neben dieser Form der Erziehung, 
sollen Betreuungsmöglichkeiten wieder eine 
„echte Wahlfreiheit“ (FPÖ 2011: 8) schaffen. 
Die FPÖ konstatiert, dass Frauen häufiger Erzie-
hungsaufgaben wahrnehmen und dadurch häufi-
ger in schlechter bezahlten Teilzeitjobs arbeiten. 
Außerdem fordert die Partei eine „Verbesserung 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, […] 
qualitätsvolle Teilzeitarbeitsplätze sowie gute 
Möglichkeiten zum beruflichen Wiedereinstieg“ 
(FPÖ: 13). 

4   Zum Konzept der pronatalistischen Politik Kahlert 2008
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Hier wird auf die freie Wahl, unabhängig von fi-
nanziellen Aspekten, hingewiesen. Das Argument 
der freien Wahl impliziert, dass Frauen aktuell 
keine Wahlfreiheit zwischen häuslicher oder ins-
titutioneller Betreuung hätten. Auf Grundlage des 
bereits untersuchten modernisiert-traditionellen 
Familien- und Rollenbilds liegt die Vermutung 
nahe, dass die FPÖ ebenfalls die freie Wahl der 
Frauen zugunsten der häuslichen Erziehung be-
vorzugt. Die SVP kritisiert, dass „ehrenamtlicher 
Arbeit“ (SVP 2015: 96), zu denen sie Kinderer-
ziehung zählen, zu wenig Anerkennung entgegen-
gebracht wird. Wie die AfD und die FPÖ ist sie 
der Meinung, dass „[s]taatliche Institutionen wie 
Kinderkrippen oder Mittagstische […] die elterli-
che Liebe und Fürsorge nicht ersetzen [können]. 
Die Erziehung der Kinder liegt von deren Geburt 
an bis zur Volljährigkeit in der Verantwortung 
der Eltern und kann nicht an den Staat delegiert 
werden“. Steuererleichterungen für Krippenbe-
treuung diskriminiere die traditionelle Familie 
(SVP 2015: 95).

UKIP möchte durch eine Reform des Kinder-
betreuungssystems die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf erleichtern (UKIP 2017: 27). Im Ge-
gensatz zu AfD, FPÖ und SVP steht bei UKIP 
nicht die Frage nach der freien Entscheidung zu-
gunsten häuslicher Betreuung im Vordergrund. 
RN geht, bis auf einen Vorschlag zur Elternzeit, 
nicht weiter auf das Thema Kinderbetreuung ein 
(RN 2017: 9). 

Zwischenfazit

AfD, FPÖ und SVP weisen große Ähnlichkeit im 
Familienbild auf. Das Familienbild der Parteien 
basiert auf der Ehe zwischen Mann und Frau mit 
möglichst vielen Kindern. Die Parteien nehmen 
eine ablehnende Haltung gegenüber der gleichge-
schlechtlichen Ehe ein. Die Programme des RN 
und der UKIP unterscheiden sich in diesen Punk-
ten mit den vorhergegangenen Parteien. Im Pro-
gramm des RN gibt es nur wenige Hinweise auf 
die Familienpolitik und darauf, ob und welches 
Familienbild die Partei präferiert. UKIP betont 
die Wichtigkeit von Familien, jedoch nicht im 
Rahmen der traditionellen Familie, sondern von 
Familien „in all their diversity“ (UKIP 2015: 24). 

AfD, FPÖ, RN und UKIP heben die Notwen-
digkeit einer höheren Geburtenrate hervor. Dies 
sei zur Lösung des demographischen Problems, 
das nicht durch Migration zu lösen sei, notwen-

dig. Darüber hinaus lehnen AfD und FPÖ Ab-
treibungen ab. 

Hypothese eins kann dahingehend bestätigt 
werden, dass AfD, FPÖ und SVP ein moderni-
siert-traditionelles Familienbild aufweisen. Auf 
der einen Seite akzeptieren die Parteien Allein-
erziehende und die Tatsache, dass Frauen eine 
Karriere anstreben wollen. Auf der anderen Seite 
fordern sie besondere Anerkennung für Mütter 
und präferieren familiäre Kinderbetreuung vor 
institutioneller Erziehung durch staatliche Be-
treuungsplätze. Die Kinderbetreuung verstehen 
sie primär als Aufgabe der Frau und möchten 
dieses Modell aktiv unterstützen und fördern. 
Durch das Argument der freien Entscheidung 
zwischen familiärer Kinderbetreuung und staat-
lichen Betreuungsplätzen, schaffen die Parteien 
zumindest die Möglichkeit, den Status Quo der 
Geschlechterrollen beizubehalten. 

Des Weiteren kann auch Hypothese drei zu-
mindest bezüglich AfD, FPÖ und SVP dahinge-
hend bestätigt werden, dass rechtspopulistische 
Parteien von unterschiedlichen Geschlechterrol-
len ausgehen.

Gender Mainstreaming und Gleichstellung 

Die Aspekte Gleichberechtigung und Chancen-
gleichheit finden in den Programmen der AfD, 
FPÖ, SVP, und RN Beachtung. Die AfD betont 
Gleichberechtigung, geht aber von „naturgege-
benen Unterschieden“ (AfD 2016: 55) zwischen 
den Geschlechtern aus. Dieses Verständnis dient 
einerseits als Argumentation für spezifische Ge-
schlechterrollen, andererseits für Chancengleich-
heit und explizit gegen Ergebnisgleichheit. Des 
Weiteren nennt die AfD GM in Verbindung mit 
„Frühsexualisierung“ (AfD 2016: 55). Dabei 
wird das Konzept GM in einen falschen und so-
wohl negativen Zusammenhang gebracht. Unter 
Frühsexualisierung versteht die AfD die Ver-
mittlung von sexuellen Inhalten, insbesondere 
auch über Homo- oder Transsexualität, vor denen 
Kinder beschützt werden müssten. Die Strategie 
des GM zur Durchsetzung von Gleichstellung 
hat mit sogenannter Frühsexualisierung nichts 
gemeinsam. GM geht von einem Verständnis aus, 
das auf Diversität beruht. Mit der Ablehnung des 
GM, geht die Ablehnung der Diversität einher. 
Als Konsequenz dieser Argumentation wider-
spricht die AfD Gleichstellungsmaßnahmen wie 
Quotenregelungen. Diese Maßnahmen werden 
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von der Partei unter dem Begriff „Gender-Ideolo-
gie“ (AfD 2016: 55) zusammengefasst. Außerdem 
lehnt die AfD Gender Studies als Wissenschaft 
ab. Sie fordert die Einstellung der Disziplin und 
keiner staatlichen Förderung derer, da sie den An-
sprüchen der seriösen Forschung nicht erfülle und 
politisch motiviert sei (AfD 2016: 52). 

Die FPÖ argumentiert ebenfalls für „gelebte 
Gleichberechtigung“ sowie ein „gerechtes Ein-
kommen unabhängig vom Geschlecht“ (FPÖ 
2011: 8). Was gelebt in diesem Zusammenhang 
bedeutet, wird jedoch nicht genauer erklärt. Deut-
lich wird, dass die FPÖ für Chancengleichheit 
und damit „gegen eine Quotenregelung oder das 
‚Gender-Mainstreaming‘“ (FPÖ 2011: 8) argu-
mentiert.

Die Debatte um genderneutrale Sprache findet 
aktuell in Medien auf allen Seiten des politischen 
Spektrums Aufmerksamkeit5. Auch die AfD und 
FPÖ äußern sich zu diesem Thema. Aufgrund 
der vermeintlichen „Gleichmacherei“ (FPÖ: 11) 
„Geschlechteraufhebung“ und „Verunstaltung der 
deutschen Sprache“ (AfD 2016: 55), lehnen die 
Parteien geschlechterneutraler Sprache ab. Die 
FPÖ konstatiert, dass diese „Alibiaktionen“ zu 
keiner „echten“ Gleichheit führten. Das Element 
populistischer Rhetorik, die vermeintlich rich-
tigen Lösungswege zu kennen und den „Volks-
willen“ zu vertreten (Rensmann 2006: 65), wird 
hierbei besonders deutlich, wenn es im Wahlpro-
gramm heißt, die FPÖ setze sich für „tatsächliche 
Gleichberechtigung statt heuchlerischer Gleich-
macherei“ ein. 

Wie die AfD und die FPÖ befürwortet die 
SVP auf Eignung basierte Chancengleichheit. 
Die SVP erkennt „gleiche Rechte und gleicher 
Lohn für gleichwertige Arbeit und Leistung für 
Mann und Frau“ an, spricht aber auch implizit von 
spezifischen Geschlechterrollen, wenn es im Pro-
gramm heißt „Männer und Frauen sollen einander 
ergänzen“ (SVP 2015: 96). Sie lehnt Gleichstel-
lungsmaßnahmen, die auch hier als „Gleichma-
cherei“ betitelt werden, wie Gleichstellungsbüros, 
Quoten oder Kontrollen über gleichen Lohn, ab 
(SVP 2015: 96).

RN fordert einen Gleichheitsansatz, der auf 
Leistung, und somit auf Chancengleichheit, statt 
Erfolgsgleichheit beruht. Der RN verlangt einen 
Plan für Lohngleichheit zwischen Männern und 
Frauen. Diese „wirkliche Gleichheit“ (RN 2017: 
15) könne nicht aufgrund von positiver Diskrimi-
nierung erreicht werden. 

Im Gegensatz zu den anderen Parteien fin-
det sich im Programm der UKIP keine Aussagen 
darüber, ob und welche Art der Gleichstellung 
sie unterstützen. Es wird erwähnt, dass Frauen 
und homosexuelle Menschen keine „second-class 
citizens“ (UKIP 2017: 33) darstellen. Diese The-
matik wird jedoch hauptsächlich im Kontext der 
Migration behandelt und wird deshalb im folgen-
den Abschnitt betrachtet. Dennoch bleibt darauf 
hinzuweisen, dass UKIP das Menschenbild in 
Medien thematisiert. Die Partei kritisiert, dass 
Frauen in Medien oft als Sexobjekte betrachtet 
werden. Daraus ergibt sich die Forderung, dass 
Frauen und Männer gleichermaßen mit Würde 
behandelt werden sollen (UKIP 2017: 22). 

Zwischenfazit

AfD, FPÖ, SVP und FN weisen Gemeinsamkeiten 
hinsichtlich des Themas Gleichstellung auf. Sie 
betonen gleichermaßen die Gleichberechtigung 
der Geschlechter. Damit geht oft die Forderungen 
nach Lohngleichheit einher. Unter Berufung auf 
Chancengleichheit lehnen die Parteien spezielle 
Förderungen, wie Quotenregelungen, für Frauen 
jedoch ab. Bei den deutschsprachigen Parteien 
ist darüber hinaus eine ablehnende Haltung ge-
genüber des GMs erkennbar. Sie unterstellen den 
Vertreter*innen der Gleichstellung „Gleichma-
cherei“. Als ein Aspekt dieser negativ konnotier-
ten „Gleichmacherei“ sehen AfD und FPÖ die 
deutsche Sprache in Gefahr der „Gender-Ideolo-
gie“. Die deutsche Muttersprache deklarieren sie 
folglich als schutzbedürftig vor äußeren Einflüs-
sen. Durch den Gebrauch negativ konnotierter Be-
griffe wie „Gender-Ideologie“ und der Absprache 
der Wissenschaftlichkeit der Gender Studies wird 
deutlich, dass besonders AfD und FPÖ Gleich-
stellungsmaßnahmen nicht nur ablehnen, sondern 
bewusst eine Gefahrensituation für den aktuellen 
Zustand der Gesellschaft zeichnen.

Die Hypothese drei kann somit dahingehend 
bestätigt werden, dass die Parteien Gleichstellung 
der Geschlechter betonen und Frauen nicht als 
besonders schutzbedürftig identifizieren. Jedoch 
möchten sie die Gleichstellung nicht explizit för-
dern, sondern aufgrund der Ablehnung der Er-
gebnisgleichheit und der negativen Einstellung 
gegenüber GM, den Status Quo beibehalten. 
5   Siehe hierfür exemplarisch Beiträge Der Zeit (Düker 
2018) und der Welt (Heine 2018)
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Modernisierungsabwehr und Angst vor Verän-
derung sind dabei als typische Elemente popu-
listischer Parteien zu identifizieren (Rensmann 
2006: 65). 

Eine abweichende Haltung lässt sich bei 
UKIP erkennen, welche keine Aussagen über 
Quotenregelungen oder die vermeintliche Gefahr 
durch GM macht. Dies kann einerseits an der fort-
geschrittenen Gleichstellung in Großbritannien 
und andererseits daran liegen, dass das Hauptthe-
ma UKIPs eher der Austritt aus der Europäischen 
Union (EU) darstellt und andere Themen dadurch 
weniger Beachtung finden.

Migration

Im folgenden Abschnitt soll die Hypothese, 
Gleichstellung werde von Populist*innen oft 
mit Themen der Migration und Integration in 
Verbindung gebracht, überprüft werden. Mudde 
und Kaltwasser (2015) gehen davon aus, dass 
rechtspopulistische Parteien der Auffassung sind, 
Frauenrechte und Gleichstellung von Männern 
und Frauen vor „dem Islam“ schützen zu müs-
sen. Die Debatte werde eher vor dem Hintergrund 
der nationalen Kultur, als vor dem Hintergrund 
des Schutzes der Gleichstellung geführt. In der 
Debatte um Migration seien Frauenbilder weder 
traditionell noch modern traditionell dargestellt. 
Es gehe vielmehr um die Betonung der liberalen 
Gleichheit zwischen Mann und Frau als nationa-
ler Wert (Mudde/Kaltwasser 2015: 28-29).

Unter Berufung auf Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern lehnt die AfD das „Kopftuch 
als religiös-politisches Zeichen der Unterordnung 
von Muslimas unter den Mann“ (AfD 2017: 35) 
ab. Das Kopftuch verhindere Integration. Die 
AfD konstatiert, dass geburtenfördernde Politik 
Vorzug vor Zuwanderung haben solle (AfD 2017: 
29). Ebenso wie die AfD führt die FPÖ an, keine 
Unterdrückung von Frauen zu akzeptieren und 
spricht sich deshalb gegen „Zwangsheirat oder 
Kopftuchzwang“ (FPÖ: 13) aus. Frauendiskri-
minierung entstehe aufgrund von Migration „von 
Menschen aus patriarchalen Kulturen“ (FPÖ: 13). 
Die FPÖ fordert aufgrund dieser Argumentation 
eine „Nulltoleranz gegenüber jeder Form von Ge-
walt und Unterdrückung“ (FPÖ: 13) und härtere 
Strafen für Gewaltverbrechen. Die SVP betont 
die Einhaltung der freiheitlichen Rechtsordnung 
im Hinblick auf islamistische „Praktiken wie 
Zwangsheirat, ‚Ehrenmord‘, Blutrache, weibli-

cher Genitalbeschneidung, Eheschließung mit 
Minderjährigen oder Vielehen“ (SVP 2015: 92). 
Die Ablehnung der sogenannten Vielehe6, die bei 
der SVP vorzufinden ist, stellt hierbei Kritik am 
Islam dar und dient zur Darstellung des Islams 
als Bedrohung für westliche Werte.

Ebenso sieht der RN Frauenrechte durch Isla-
mismus bedroht (RN 2017: 4). UKIP betont, dass 
Männer und Frauen gleichberechtig sind. Um bri-
tische Werte zu schützen, schlagen sie infolgedes-
sen vor, soziale Haltungen von Migrant*innen 
in einem Test zu überprüfen (UKIP 2017: 33). 
UKIP verspricht “all women, regardless of their 
race, ethnicity or religion” (UKIP 2017: 36) vor 
Unterdrückung zu schützen. Überdies sollen die 
Rechte von LGBTQ Personen, vor Kulturen und 
Personen geschützt werden, die diese ablehnten. 
Folglich will UKIP alle Fälle von Kinder- und 
Zwangsheirat verfolgen, die Anerkennung von 
Polygamie verhindern und Informationen über 
„kulturelle Kriminalität“ in die Ausbildung von 
Lehrkräften aufnehmen (UKIP 2017: 37). Ähn-
lich wie AfD und FPÖ strebt UKIP ein Verbot 
der Verschleierung (Burka und Niqab) in der 
Öffentlichkeit an. Diese stellen Barrieren für die 
Integration dar, seien „de-humanising symbols 
of segregation and oppression“ (UKIP 2017: 37) 
und ein Sicherheitsrisiko. Vollverschleierung be-
schränke Beschäftigungsmöglichkeiten, verberge 
Hinweise auf häuslichen Missbrauch und verhin-
dere die Aufnahme von essentiellem Vitamin D 
aus dem Sonnenlicht (UKIP 2017: 37). 

Zwischenfazit

Wie die Analyse zeigt, lässt sich Hypothese vier 
bezüglich Migration und Gleichstellung bestä-
tigen. Unter Berufung auf Gleichheit zwischen 
Mann und Frau, sehen alle untersuchten Parteien 
eine Gefahr für liberalen Werte durch die Zuwan-
derung, meist aus islamisch geprägten Ländern. 
Diese Darstellung zeigt, dass es den Parteien 
nicht primär darum geht, Gleichstellung voran-
zubringen, sondern Migration als Gefahr für den 
Zustand der Gesellschaft darzustellen. Gerade 
durch das vorangegangen Kapital, in dem deut-
lich wurde, dass Gleichstellung nach Meinung ei-
niger rechtspopulistischer Parteien keine weitere 
Unterstützung bedarf, wird deutlich,

6   Zum Hintergrund der Vielehe und zu Frauen im Islam 
siehe Beck/Keddie 1978
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dass das Argument vielmehr genutzt wird, um 
Migrant*innen aus der Gesellschaft auszugren-
zen. Die Parteien nutzen Metaphern wie Muslimas 
mit Kopftuch, um Angst vor Fremden zu schüren7. 

Fazit und Ausblick

Wie Mudde und Kaltwasser (2015) bereits fest-
stellten, erweist sich die Beziehung zwischen 
Geschlechterpolitik und Rechtspopulismus als 
komplexes Phänomen. Aufgrund der unterschied-
lichen Hintergründe rechtspopulistischer Parteien 
ist es schwierig allgemeine Aussagen über das 
Thema zu treffen. Nichtsdestotrotz ließen sich 
durch den differenzierten Vergleich der Program-
me von AfD, FPÖ, SVP, FN und UKIP einige der 
eingangs aufgestellten Hypothesen verifizieren.

So bleibt festzuhalten, dass die erste Hypo-
these, Geschlechterpolitik findet in Parteipro-
grammen rechtspopulistischer Parteien nur selten 
direkte Beachtung, bestätigt werden kann. Wie 
Wodak (2016: 65) ebenfalls feststellt, überlappen 
sich Diskursthemen im Rechtspopulismus. Die 
Untersuchung der jeweiligen Programme zeigte, 
dass Geschlechterpolitik häufig in Verbindung 
mit den Themen Familie, Ehe, Kinderbetreuung, 
Gender Mainstreaming, Migration und Integration 
behandelt werden. Sauer (2017), die sich selbst 
der geschlechterkritischen Politikwissenschaft 
verschreibt, stellt ebenfalls wie Mudde und Kalt-
wasser (2015) verschiedene Elemente der Gen-
derdimension im Rechtspopulismus dar, die sich 
denen von Mudde und Kaltwasser ähneln. Ihr 
Verständnis für die Beziehung zwischen Gender 
und Rechtspopulismus gründet sich jedoch in der 
Annahme, dass Geschlecht eine entscheidende, 
strukturelle Kategorie darstelle. Geschlecht sei 
hierbei „zu einem Kernelement rechtspopulis-
tischer Mobilisierung“ (Sauer 2017: 10) avan-
ciert. Die Verknüpfung der Geschlechterpolitik 
mit vielfältigen anderen Themen zeigte, dass 
rechtspopulistische Parteien zwar klare Positionen 
zu Geschlechterpolitik einnehmen, diese aller-
dings nicht als Kernelemente verstanden werden 
können. Allerdings ist die Position der jeweiligen 
Parteien zum Thema Geschlechterpolitik als An-
dockpunkt für die so genannte „dünne Ideologie“ 
möglich.

Im Abschnitt Familie wurde deutlich, dass die 
meisten der untersuchten Parteien (AfD, FPÖ, 
SVP und FN) ein modernisiert-traditionelles 
Geschlechterverständnis haben. Die Parteien ak-

zeptieren, dass Frauen eine Karriere anstreben 
und erwerbstätig sein wollen, präferieren und 
unterstützen jedoch ihre Wahl zur Betreuung der 
Kinder. Diese Vorstellung hängt mit der, von den 
Parteien angesehenen, Reproduktionsfunktion der 
Frauen für den Erhalt der jeweiligen Nation zu-
sammen. Die zweite Hypothese, dass rechtspopu-
listische Parteien ein modernisiert-traditionelles 
Rollenbild vertreten kann für die AfD, FPÖ, SVP 
und FN ebenfalls bestätigt werden.

Die Analyse bestätigt die dritte Hypothe-
se (rechtspopulistische Parteien unterstützen 
Gleichstellung, geben dem Thema aber keine 
hohe Priorität und wollen eher den Status Quo 
behalten), da das Thema Gleichstellung in kei-
nem der Programme als spezifischer Punkt Beach-
tung findet. Dies würde der Haltung der Parteien 
wiedersprechen, da sie zwar die Gleichheit der 
Geschlechter betonen, Strategien und Maßnah-
men zur Gleichstellung jedoch ablehnen und den 
Status Quo beibehalten wollen. Darüber hinaus 
ist bei den deutschsprachigen Parteien zu beob-
achten, dass sie mit negativ konnotierten Begrif-
fen wie „Gleichmacherei“, „Gender-Wahn“ oder 
„Gender-Ideologie“ Angst vor möglichen Folgen 
dieser Maßnahmen verbreiten möchten. Ob diese 
Folgen negativ oder positiv ausfallen, beachten 
die Parteien nicht. Hier geht es den Parteien vor 
allem darum, Angst vor Veränderung in einer 
sich wandelnden Gesellschaft zu propagieren. 
Die steigenden Wahlerfolge rechtspopulistischer 
Parteien in Europa (Otto 2017) scheinen den Par-
teien Erfolg über ihre Strategie zu attestieren. Die 
eingangs beschriebene weiter vorangeschrittene 
Gleichstellung in Frankreich und Großbritannien 
und damit einhergehende geringere Aufmerksam-
keit für das Thema, könnte ein Grund dafür sein, 
dass UKIP und RN dem Thema weniger Beach-
tung schenken. Eine weitere mögliche Erklärung, 
für die geringe Beachtung des Themas beim RN 
ist die Neuorientierung unter der Führung von 
Marine Le Pen. Eine sich daraus ergebende For-
schungsfrage wäre wie und ob sich die Position 
des ehemaligen FN, und heutigen RN im Laufe 
der Jahre von Jean-Marie Le Pen zu Marine le 
Pen veränderte. 

7   Einen Beitrag darüber, wie verschiedene rechtspopulis-
tische Parteien dies so genannte Kopftuchdebatte für ihre 
Interessen nutzen, findet sich bei Wodak 2016.
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Die vierte Hypothese, rechtspopulistische 
Parteien unterstützen Gleichstellung als libe-
ralen Wert, wenn es vermeintlich darum geht, 
diesen vor negativen Einflüssen besonders mus-
limischer Migranten zu schützen, kann bei al-
len untersuchten Parteien bestätigt werden. Das 
Thema Gleichstellung lässt sich von den Parteien 
besonders gut instrumentalisieren, um die eigene 
Identität zu bewahren und Menschengruppen, 
wie Migrant*innen, die nicht zu ebendieser Iden-
tität gehören, auszugrenzen. Die Doppelmoral 
der rechtsextremen Parteien wird hier besonders 
deutlich: Auf der einen Seite fordern sie den 
Schutz der Gleichstellung als liberalen Wert vor 
migrantischen Einflüssen, auf der anderen Seite 
präferieren sie das traditionelle Familienbild und 
beschränken somit die Rechte von Frauen.

Wie die Parteien in Zukunft mit dem Thema 
der Geschlechterpolitik umgehen bleibt weiterhin 
zu beobachten. Da sich populistische Parteien 
oft opportunistisch verhalten (Decker 2006: 11) 
bleibt abzuwarten, wie sich der allgemeine Dis-
kurs darüber in den einzelnen Ländern und auf 
EU-Ebene entwickelt. Die Herausforderung im 
Umgang mit der Geschlechterpolitik rechtspo-
pulistischer Parteien besteht darin, ein pluralisti-
sches Weltbild in allen Teilen der Gesellschaft zu 
verankern und gleichzeitig der Angst vor sozialen 
Abstieg entgegenwirken. Entscheidend hierbei ist 
eine gemeinsame Strategie. Die Unterstützung 
durch eine breite Mehrheit in den jeweiligen Par-
lamenten sowie die Erkenntnis der Gesellschaft 
über die Erfolge der Strategie führt dazu, dass 
rechtspopulistische Parteien der Nährboden für 
Kritik ausgeht. Zur Durchsetzung des pluralis-
tischen Weltbildes muss Gender Mainstreamig 
und Gleichstellung entschieden vorangetrieben 
werden. Darüber hinaus ist eine aktive Förderung 
von Partizipationsmöglichkeiten, die nicht nur 
Ungleichheiten zwischen Geschlechtern, sondern 
auch anderer unterrepräsentierten Teilen der Ge-
sellschaft beachtet, notwendig. Sensibilisierung 
für diese Themen sollte bereits in der Schule 
beginnen und auch als wesentlicher Teil politi-
scher Bildung vertieft werden. Eine weitere He-
rausforderung liegt darin, den Diskurs über Ge-
schlechterpolitik positiv zu besetzten und diesen 
nicht rechtspopulistischen Parteien zu überlassen. 
Parteien mit Regierungsverantwortung ebenso 
wie Parteien der Opposition müssen reflektiert 
über Maßnahmen wie Quotenregelungen, Ausbau 

von Betreuungsplätzen, Schließung des Gender 
Pay Gaps nachdenken und diese fortentwickeln. 
Mit fortschreitender, positiven Entwicklung des 
GMs sowie des GEI, ebenso wie einer steigenden 
Akzeptanz und Sensibilisierung der Gesellschaft 
für diese Themen, werden rechtspopulistischen 
Parteien die Argumente darüber aus gehen. Ne-
ben diesen Maßnahmen zur Förderung des GMs 
dürfen andere sozialpolitische Aspekte wie die 
Grundsicherung, Sicherung von Arbeitsplätzen, 
Alterssicherung und Gesundheitssystem nicht 
vernachlässigt werden. Die Haltungen rechtspo-
pulistischer Parteien können mannigfaltige Aus-
prägungen annehmen. Um ihnen den Nährboden 
zu entziehen ist es entscheidend, sich über die 
Strategie und Ideologie der rechtspopulistischen 
Parteien bewusst zu sein. Somit können ihre 
Argumente bei einer möglichen Konfrontation - 
wie beispielsweise mit Björn Höcke und seinem 
eingangs angeführten Zitat - entkräftigt werden. 

Diese Arbeit hatte den Anspruch, Position 
und Argumente rechtspopulistischer Parteien zu 
untersuchen und zu vergleichen. Es wurde deut-
lich, dass diese Positionen in manchen Punkten 
inhaltliche und strukturelle Gemeinsamkeiten 
aufweisen. Eine Verallgemeinerung der Ge-
schlechterpolitik rechtspopulistischer Parteien 
darf jedoch nicht erfolgen. Unter Berücksichti-
gung der bevorstehenden Europaparlamentswahl 
wäre ein gesamteuropäischer Vergleich rechtspo-
pulistischer Parteien unter dem Aspekt der Ge-
schlechterpolitik ein weiterer Anknüpfungspunkt 
für mögliche Forschung zu diesem Thema. Hier-
für wäre es sinnvoll, ein systematisches Analyse-
raster zu entwickeln. 
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Abstract

Die europäische Perspektive für die Staaten des 
Westbalkans wurde auf dem EU-Westbalkan Gipfel 
in Sofia im Mai 2018 erneut betont. Die Integrati-
on schreitet jedoch insbesondere durch die Nicht-
Anerkennung des Kosovo sowohl durch Serbien, als 
auch durch fünf EU-Mitgliedstaaten, nicht voran. 
Diese Arbeit hat zum Ziel die Vorgehensweise der 
EU im Kosovo seit 1999 kritisch zu beleuchten und 
letztlich der Frage nach zu gehen wie handlungs-
fähig die EU im Kosovo ist. Mit Hilfe der Akteurs-
theorie wird das Engagement der Union durch die 
größte zivile Rechtsstaatlichkeitsmission EULEX im 
Kosovo nach den vier Kriterien Recognition, Autho-
rity, Autonomy und Cohesion analysiert. Letztlich 
konnte festgestellt werden, dass die EU in jedem der 
vier Kategorien nur eine eingeschränkte Qualität 
aufwies. Die Mängel der Handlungsfähigkeit sind 
unter anderem in der rechtlichen Legitimierung 
der Mission, der sich überschneidende Aufgaben 
mit anderen Akteuren und den unterschiedlichen 
Einstellungen der EU-Mitglieder begründet.
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Die Nichtanerkennung des Kosovo als Hin-
dernis im europäischen Integrationsprozess

Im Mai dieses Jahres trafen sich die Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (EU) und die Führungsspitzen 
der sechs Westbalkanländer in Sofia zum EU-
Westbalkan Gipfel. Erneut wurde die europäische 
Perspektive für die gesamte Region bekräftigt 
und die Konnektivität in Sachen Verkehr, Ener-
gie, digitale Wirtschaft und Chancen für junge 
Menschen gestärkt. Die Integration der Westbalk-
anländer in die Europäische Union ist jedoch aus 
mehreren Gründen in den letzten Jahren ins Sto-
cken geraten. Ein Grundproblem ist die vollstän-
dige Anerkennung des Kosovo, ohne die eine EU-
Integration nicht denkbar ist (Europäischer Rat 
2018). Weitere Probleme sind das Justizsystem, 
die wirtschaftliche Situation, das Polizeiwesen 
und die hohe Arbeitslosigkeit des Landes. Diese 
Schwachpunkte sollten durch die im Jahr 2008 
dort eingeführte Rechtsstaatlichkeitsmission der 
Europäischen Union (EULEX) behoben werden. 
Nach 10 Jahren Rechtsstaatlichkeitsförderung im 
Kosovo wurde im Juni dieses Jahres der justiziel-
le und exekutive Teil des EULEX Mandats been-
det und der Mission nur noch ein beobachtender 
Status eingeräumt (Beer 2018).

Der Kosovo war seit 1946 eine autonome 
Provinz Serbiens, die wiederum eine von sechs 
Teilrepubliken des ehemaligen Jugoslawiens war. 
Nachdem sich in den 90ern einige Länder für 
unabhängig von Jugoslawien erklärten, gründe-
te sich die kosovarische Befreiungsarmee UCK, 
die zumeist aus muslimischen Albanern1 bestand 
und sich der jugoslawischen Armee militärisch 
widersetzte. Serbien, das zu einem großen Teil 
christlich orthodox ist und das offiziell seine Min-
derheit im Kosovo schützen wollte, vollzog als 
Konsequenz eine Politik der „ethnischen Säube-
rung“ und trug dazu bei, dass 800.000 Albaner 
vom Kosovo in ihre Nachbarländer flohen. Dieser 
bewaffnete Konflikt um die Kontrolle des Koso-
vo vollzog sich zwischen Februar 1998 und Juni 
1999 und wurde letztlich durch Luftangriffe von 
der NATO, die nicht durch ein UN-Mandat legi-
timiert wurden, eingestellt. Die NATO verfolgte 
das Ziel die serbische Regierung unter Slobo-
dan Milošević zum Rückzug aus dem Kosovo 
zu zwingen und weitere Menschenrechtsverlet-
zungen zu verhindern. Ab Juni 1999 verwalteten 
dann die Vereinten Nationen den Kosovo, bis er 

sich im Jahr 2008 für unabhängig erklärte, was 
2010 vom Internationalen Gerichtshof als nicht 
völkerrechtswidrig anerkannt wurde. Trotzdem 
wird der Kosovo nur von 111 der insgesamt 193 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen anerkannt 
(bpb 2018).

Die folgende Arbeit soll den Lösungsansatz 
der Europäischen Union bezüglich der Situation 
des Kosovo ab 1999 darstellen und kritisch be-
leuchten. Die Leitfrage lautet hierbei inwiefern 
die Europäische Union eine Handlungsfähigkeit 
im Kosovo aufweist. Diese Handlungsfähigkeit 
soll durch eine Einordnung in die Theorie der 
Akteursqualität dargestellt werden und ist aus 
unterschiedlichen Gründen eine Betrachtung 
wert. Zum einen aus dem Grund der langjähri-
gen und mittlerweile stockenden Beitrittsprozes-
se der Westbalkanstaaten, zum anderen aus dem 
zunehmenden Druck durch die Einflussnahme 
von Akteuren wie Russland oder China in dieser 
Region. Der Inhaltliche Fokus dieser Arbeit wird 
insbesondere auf der Rechtsstaatlichkeitsmission 
EULEX liegen, die als größte zivile Mission der 
EU gilt und ihr Hauptengagement im Kosovo 
darstellt.

Die Akteursqualität als Messinstrument 
des europäischen Engagements im Kosovo

Außenpolitik wird klassischerweise von Natio-
nalstaaten vollzogen, doch auch die Europäische 
Union entwickelte in den letzten Jahren eine ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), 
die mit dem Vertrag von Maastricht 1992 initiiert 
wurde. Die in den Art. 21 bis 46 des Vertrags über 
die Europäische Union (EUV) festgehaltenen Re-
geln des auswärtigen Handelns der EU zielen 
darauf ab die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit 
und die Achtung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten auf der Welt zu fördern. Hierfür 
wurde der Politikbereich durch die Errichtung 
des Amts des Hohen Vertreters für Außen- und 
Sicherheitspolitik und des Europäischen Auswär-
tigen Dienstes im Vertrag von Lissabon 2007 er-
neut gestärkt (Europäische Union 2018). Dies ist 
notwendig, da sich die Europäische Union mit 
einer steigenden Anzahl an weltweiten Konflikten 
konfrontiert sieht und als 

1   Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird in der vorlie-
genden Arbeit die männliche Sprachform bei personenbezo-
genen Substantiven und Pronomen verwendet.
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Akteur der internationalen Sicherheitsordnung 
in Verantwortung gezogen wird. So hat sie sich 
bereits seit Mitte der 90er Jahre bei Friedens-
konsolidierungsprozessen in Afghanistan, dem 
Irak und dem Kosovo beteiligt (Harnisch/Stahl 
2009: 15). 

Um das außenpolitische Handeln der EU 
greifbar zu machen, entwickelten Jupille und 
Caporaso den sogenannte Actorness Ansatz, der 
versucht einen differenzierteren Ansatz als den 
der klassischen Theorien der Internationalen Be-
ziehungen zu bieten und der den dynamischen 
Prozess zwischen Mitgliedsstaaten und der EU 
miteinbezieht. Dieser Ansatz analysiert, ob die 
EU über Qualitäten eines internationalen Akteurs 
verfügt. Die Akteursqualität und die daraus re-
sultierende Handlungsfähigkeit ist laut der bei-
den Wissenschaftler nicht einfach nur gegeben 
oder nicht, sondern entsteht durch Interaktion 
und wird somit aus einer sozialkonstruktivisti-
schen Prämisse gesehen. Sie nehmen an, dass die 
Handlungsfähigkeit durch das Vorhandensein, die 
Qualität und die zusammenhängende Betrachtung 
folgender vier Kriterien bestimmt wird: Recogni-
tion, Authority, Autonomy und Cohesion (Jupille/
Caporaso 1998: 20; Harnisch / Stahl 2009).

Die Politikwissenschaftler Harnisch und Stahl 
grenzen sich von diesem Ansatz ab, indem sie 
erstens davon ausgehen, dass das Kriterium der 
Anerkennung abhängig ist von der Autorität und 
der Autonomie eines Akteurs und zweitens die 
Kohärenz eine hervorgehobene Stellung in dem 
Modell einnimmt, da sie wiederum Einflüsse 
auf Autorität und Autonomie ausübt (Harnisch/
Stahl 2009: 23). In dieser Arbeit wird jedoch das 
Ursprungsmodell von Jupille und Caporaso ver-
wendet, da die folgende Analyse den Anspruch 
hat, eigenständig zu identifizieren welche Krite-
rien sich gegenseitig bedingen und letztlich eine 
Rangordnung festgelegt werden kann oder nicht. 
Das Fazit soll herausstellen, ob eine Gleichstel-
lung der vier Kriterien sinnvoll ist. Bevor die vier 
Kriterien der Akteursqualität auf den europäi-
schen Ansatz im Kosovo analytisch übertragen 
werden, wird zunächst die Entwicklung hin zum 
europäischen Engagement historisch dargestellt.

Der Weg zum europäischen Engagement

Bis zum Ausbruch der jugoslawischen Kriege 
1991 konnte der EU keine spezifische Balkan-
politik nachgesagt werden. Im Laufe der Kriegs-
jahre engagierte sich die EU jedoch zunehmend 
und entwickelte einen Stabilisierungsansatz, der 
den Westbalkanländern eine langfristige Pers-
pektive in der Union eröffnete. Daraus ergab 
sich der sogenannte Regionalisierungsansatz, der 
aus vertraglichen Beziehungen und Programmen 
zur finanziellen Zusammenarbeit zwischen der 
EU und den Westbalkanländern bestand (Förs-
ter 2016: 396). Nach Beendigung des Kosovo 
Krieges wurde der Ansatz durch den Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsprozess (SAP) kon-
kretisiert. Sein Hauptinstrument sind bilaterale 
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen 
(SAA), die die wirtschaftlichen und rechtlichen 
Grundlagen der jeweiligen Westbalkanländer an 
die der Europäischen Union angleichen sollen. 
Die SAA mit dem Kosovo begannen im Jahr 
2013 und traten am ersten April 2016 in Kraft. 
Sie ermöglichen freien Handel, die Anwendung 
europäischer Standards und die Zusammenarbeit 
in Bereichen wie Bildung, Energie, Justiz oder 
Umwelt (Förster 2016: 398; Europäischer Rat 
2015). Für alle Westbalkanländer ist festzuhalten, 
dass „das gemeinsame Ziel der EU-Integration 
maßgeblich zur Verbesserung der sicherheits-
politischen Lage beigetragen“ (Jureković 2014: 
560) hat und durch die Handelsbeziehungen mit 
der EU ebenfalls die Wirtschaft einen positiveren 
Trend darstellt. So verzeichnete der Kosovo 2017 
mit 4,1% ein über dem der Euro-Zone liegen-
des Wirtschaftswachstum und weist mit seiner 
großen jungen und mehrsprachigen Bevölkerung 
wirtschaftliches Potential auf. Gleichzeitig bleibt 
der Kosovo vor der Ukraine und Moldawien das 
drittärmste Land Europas und kämpft mit einer 
Arbeitslosigkeit von über 50% bei den 15 bis 
24-jährigen (Schweizerische Botschaft 2018). 
Generell wird der Stabilisierungsprozess mit den 
Westbalkanländern unterschiedlich bewertet und 
so beispielsweise konstatiert, dass „in den ersten 
Jahrzehnten der SAP die Flüchtlingsproblematik 
als soziales und ökonomisches Phänomen völlig 
unterschätzt“ (Förster 2016: 397) hat. Die Aus-
sage des Kommissionspräsidenten Juncker, dass 
eine EU-Zukunftsperspektive der Westbalkanlän-
der, was langfristiges Ziel der SAPs ist, im Jahr 
2025 liegen könnte, wird außerdem von vielen 
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Politikern und Wissenschaftlern als nicht realis-
tisch und die Länder „hinhaltend“ empfunden 
(Handelsblatt 2018).

Neben dem Engagement der EU entwickel-
ten auch die Vereinten Nationen einen Ansatz 
um mit dem Kosovo umzugehen. Nachdem der 
NATO Eingriff 1999 den Kosovo-Konflikt been-
dete, wurde die Resolution 1244 des UN-Sicher-
heitsrates verabschiedet, die die völkerrechtliche 
Grundlage für die Errichtung der Übergangs-
verwaltungsmission der Vereinten Nationen im 
Kosovo (UNMIK) und die Stationierung der in-
ternationalen Sicherheitspräsenz Kosovo Force 
(KFOR) schaffte. Die UNMIK war bis zur Un-
abhängigkeitserklärung 2008 mit der Verwaltung 
des Kosovo betraut und hatte neben einer funktio-
nierenden Verwaltung die Aufgabe, Sicherheit für 
alle Ethnien zu garantieren und Kommunalwahlen 
zu organisieren. Im Rahmen dieser Mission gab es 
vier Säulen mit Akteuren, die zur Stabilisierung 
des Kosovo beitragen sollten: Die erste Säule war 
die bereits dargestellte UNMIK, die zweite Säule 
die UNHCR, die humanitäre Hilfe leisten sollte, 
die dritte Säule die OSZE, die den Demokratisie-
rungs- und Institutionenbildungsprozess voran 
bringen sollte und letztlich vollzog die EU die In-
halte der vierten Säule, die in dem Wiederaufbau 
und der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes 
lagen (Zupančič/Pejič 2018: 55-56). Trotz dieser 
Anstrengungen, die Situation im Kosovo zu ent-
schärfen, schafften es die internationalen Organi-
sationen nicht gewalttätige Auseinandersetzungen 
zu verhindern. So griffen im März 2004 radikale 
albanische Gruppen Nichtalbaner an und töteten 
über 30 Menschen, verbrannten Häuser und or-
thodoxe Kirchen (Calic 2004). Als Konsequenz 
wurden unter anderem Stimmen wie die des nor-
wegischen Diplomaten und Sonderbeauftragten 
der VN Kai Eide laut, die mehr Verantwortung 
der Europäischen Union forderten:

„The United Nations has done a credible 
and impressive job in fulfilling its mandate 
in difficult circumstances. But its leverage in 
Kosovo is diminishing. Kosovo is located in 
Europe, where strong regional organizations 
exist. In the future, they – and in particular 
the European Union (EU) – will have to play 
the most prominent role in Kosovo“ 

(Eide 2005: 21).

Die EU sah die Chance sich als Peace Building- 
Akteur zu beweisen und rief 2008 die zivile 
Rechtsstaatlichkeitsmission EULEX ins Leben, 
die von nun an als „Aushängeschild“ und ambiti-
onierteste Mission der europäischen GASP diente 
(Zupančič/Pejič 2018: 2). Sie soll die kosovari-
sche Polizei-, Zoll- und Justizarbeit professionali-
sieren und letztlich den kosovarischen Rechtsstaat 
mit europäischen Standards und Normen aufbau-
en (Eulex-Kosovo). Dabei ist sie seit 2014 in das 
Rechtssystems des Kosovo eingebaut und arbeitet 
eng mit den kosovarischen Behörden zusammen. 
Die EULEX-Mission wurde im Juni dieses Jahres 
für beendet erklärt, sie erwirkte in den vergange-
nen zehn Jahren ungefähr 650 Rechtsurteile aus 
Gründen der Korruption, des Menschenhandels, 
der Geldwäsche oder organisierter Kriminalität. 
Hinzukommend unterstützten EULEX-Experten 
mehr als 150 Gesetzgebungen, Verhandlungen 
von Kriegsverbrechen, suchten in fast 1000 Ein-
sätzen nach Vermissten und bargen Überreste 
von Kriegstoten. Bezüglich der Resultate der 
EU-Mission, fassen Zupančič und Pejič in ihrer 
Analyse Limits to the European Union’s Norma-
tive Power in a Post-conflict Society zusammen, 
dass die kosovarische Polizei- und Zollarbeit 
heutzutage deutlich bessere Leistung erbringt, 
als vor dem EULEX Engagement. Außerdem 
hat die Mission insbesondere durch Lehrgänge 
im Strafverfolgungsbereich und Fortschritte im 
Dialog zwischen der EU und örtlichen Behörden 
einen positiven Beitrag zum nachhaltigen Frieden 
im Kosovo geleistet. Gleichzeitig hat die Justiz 
des Kosovo immer noch ein Problem mit schwe-
ren Fällen der Korruption und der organisierten 
Kriminalität umzugehen. Hinzukommend und pa-
radoxerweise wird ausgerechnet dem Personal der 
EULEX-Mission Korruption vorgeworfen, was 
seine Legitimität untergräbt und eine deutliche 
Unbeliebtheit in der kosovarischen Bevölkerung 
hervorruft (Zupančič/Pejič 2018: 110).

In den Medien wird außerdem immer wieder 
der Vorwurf groß, die EULEX-Mission habe mit 
zu wenig Druck und in zu enger Zusammenarbeit 
mit den Mächtigen des Kosovo zusammengear-
beitet (Beer 2018). Außerdem sei eine Rechen-
schaft über die Leistung innerhalb der Mission 
zu gering und Spezialisten im Bereich schwerer 
Kriminalität und Wirtschaftsverbrechen sowie 
Juristen mit praktischer Erfahrung in der Straf-
verfolgung fehlten nach wie vor (Ernst 2015). 
Letztlich bezeichnete der Europäische Gerichts-
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hof die Ergebnisse der größten zivilen Krisen-
bewältigungsoperation im Vergleich zu seinen 
eingesetzten Ressourcen als „bescheiden“ (Busse 
2012).

Recognition

Die vier Kriterien des Actorness-Ansatzes - Reco-
gnition, Authority, Autonomy und Cohesion - wer-
den im Folgenden definiert und auf die EULEX-
Mission angewendet. „Recognition bezeichnet 
die rechtliche und/ oder politische Anerkennung 
eines Akteurs durch andere Akteure“ (Harnisch/
Stahl 2009: 20). Hierbei gibt es zwei Unterformen 
der Anerkennung: die de jure- und die de facto-
Anerkennung. Eine de jure-Anerkennung bezieht 
sich auf die diplomatische Anerkennung, die ein 
Aspekt der völkerrechtlichen Anerkennung eines 
Akteurs durch andere Staaten und internationale 
Organisationen ist. Unabhängig von der de jure-, 
kann sie auch de facto anerkannt werden, indem 
Drittstaaten mit ihr agieren. Generell sehen Jupil-
le und Caporaso dieses Kriterium allerdings nur 
als eine Minimalbedingung im Actorness-Ansatz 
an. Bezüglich des Recognition Kriteriums ist es 
zunächst einmal von Interessen herauszukristal-
lisieren ob die EU als Akteur generell anerkannt 
wird, dazu formuliert Stephen Rozée von der 
University of Salford: 

     
 „The EU is not sovereign, and it is not con-
ferred with any kind of automatic recognition; 
instead, diplomatic recognition of the EU is at 
the discretion of third parties. In practice [...] 
the criterion of recognition may be considered 
satisfied whenever a third party interacts with 
the EU itself“ (Rozée 2011: 437)

Die Europäische Union kann demzufolge trotz 
ihrer Zusprechung einer Rechtspersönlichkeit 
durch den Vertrag von Lissabon nicht de jure 
anerkannt werden und demnach ihre Rechtsstaat-
lichkeitsmission EULEX auch nicht. Der Dritt-
staat Kosovo interagiert jedoch mit der EU durch 
die EULEX-Mission, weshalb eine de facto An-
erkennung gegeben ist. Das es in der Interaktion 
mit EULEX Probleme gibt und nicht alle Länder 
ihre Rechtmäßigkeit gleichermaßen sehen, wird 
im nächsten Unterpunkt verdeutlicht.

Authority

Authority bezieht sich auf vertragliche Hand-
lungsgrundlagen für die Außen- und Sicherheits-
politik der EU (Harnisch/Stahl 2009: 21). Kon-
kret stellt sich an dieser Stelle die Frage nach der 
juristischen Kompetenz der Union und speziell 
der EULEX-Mission im Kosovo. Im Laufe der 
letzten Jahre haben sich die Beispiele für Akteu-
re der EU, denen eine rechtliche Autorität zuge-
sprochen wurde, erweitert - so auch im Bereich 
der Außen- und Sicherheitspolitik (Rozée 2011: 
438). Ein Beispiel hierfür ist die Gründung des 
Europäischen Polizeiamtes (Europol), das Straf-
verfolgungsbehörden in den EU-Mitgliedstaaten 
unterstützt und von einem Direktor geleitet wird, 
der vom Rat der EU ernannt wird (Europäische 
Union 2019).

Der Einsatz der EU im Kosovo weist insofern 
eine vertragliche Handlungsgrundlage auf, als 
dass der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
den juristischen Rahmen für die Rechtsstaatlich-
keitsmission mit der Gemeinsamen Aktion liefer-
te (Rozée 2011: 438). Die Gemeinsame Aktion 
war bis zum Vertrag von Lissabon ein Rechtsakt 
des Europarechts und wurde danach gemäß Ar-
tikel 28 EU-Vertrag in das Wort Beschluss um-
geändert. Die Gemeinsame Aktion wurde durch 
den Rat der Europäischen Union erlassen und 
bezog seine völkerrechtlichen Befugnisse aus der 
Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom 
10. Juni 1999:

„Die Organe, Institutionen und Behörden 
des Kosovo, auf die in dieser Gemeinsamen 
Aktion Bezug genommen wird, sind die In-
stitutionen (nachstehend „Institutionen des 
Kosovo“ genannt), die auf der Grundlage der 
Resolution 1244 geschaffen worden sind. Sie 
umfassen unter anderem die Polizei des Ko-
sovo, die Justiz und die dazugehörigen Innen- 
und Justizministerien“ (Rat der Europäischen 
Union 2008). (Artikel 2)

Für Pristina arbeitet EULEX somit in Überein-
stimmung mit dem Gesetz und ebenfalls der Ver-
fassung des Kosovo. Diese Legitimierung wird 
jedoch auch kritisch gesehen, da sich die Resolu-
tion 1244 ausschließlich auf eine zivile Präsenz 
unter Leitung der Interimsverwaltungsmission 
UNMIK bezieht, die einen solchen EU-Einsatz 
nicht wörtlich miteinschließt. Auf dieser Basis 
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zweifeln Russland und Serbien die Rechtmä-
ßigkeit der EULEX-Mission an und kritisieren 
ebenfalls, dass nicht alle EU-Staaten für eine An-
erkennung des Kosovo sind und trotzdem über 
gemeinsame Beschlüsse im Rahmen der EULEX 
abstimmen (Greiçevci 2011: 293).

Autonomy

Der Begriff Autonomy geht auf die institutio-
nelle Unterscheidbarkeit und Unabhängigkeit 
der gemeinsamen EU-Außenpolitik zu der ihrer 
Mitgliedstaaten und anderer involvierter Akteure 
ein (Harnisch/Stahl 2009). Im Bereich der Unter-
scheidbarkeit in der gemeinsamen Außenpolitik 
und der der Nationalstaaten ergeben sich aus-
schlaggebende Unterschiede. Die Union verfügt 
nach wie vor nicht über die Fähigkeit der völker-
rechtlichen Anerkennung eines Staates. Demnach 
müsste jeder einzelne Staat der EU den Kosovo 
anerkennen, um die volle Handlungsfähigkeit der 
Union zu gewährleisten. Spanien, Griechenland, 
Zypern, Rumänien und die Slowakei erkennen 
den Kosovo jedoch nicht an. Dies hat einen Ein-
fluss auf die Außenwirkung der Mission; so sieht 
beispielsweise ein Großteil der Kosovo-Albaner 
die seit 2016 amtierende griechische EULEX Lei-
terin, Alexandra Papadopoulou, sehr skeptisch 
(Zupančič/Pejič 2018: 114). Hinzukommend be-
sitzt die EU keine Europaarmee, sondern lediglich 
nationale Streitkräfte der jeweiligen Mitgliedslän-
der, auf dessen Assignierung sie für EU-Missionen 
angewiesen ist. Probleme hierbei sind einerseits 
„mangelnde militärische [...] Synergieeffekte [...] 
bei der Ausrüstung und Ausbildung“ (Harnisch/
Stahl 2009: 19) und andererseits den daraus re-
sultierenden Verlust im Handlungsspielraum, der 
durch unterschiedliche Identitäten und Interessen 
hervorgerufen wird. Dieses Problem manifestierte 
sich in der Einbeziehung der NATO Kräfte zum 
Aufbau der europäischen Mission, da die kosova-
rischen Politiker den Sicherheitszusagen der EU 
nur mangelhaftes Vertrauen schenkten (Schoch 
2010: 23).

Bezüglich der Unterscheidbarkeit und Unab-
hängigkeit von EULEX zu dem Akteur UNMIK 
ist eine undeutliche Antwort festzustellen. Der 
UN-Sondergesandte Martti Ahtisaari formulier-
te den sogenannten Ahtisaari-Plan, nachdem der 
Sicherheitsrat die Resolution 1244 der Vereinten 
Nationen ersetzen sollte. Er sah eine Resolution 
vor, die die Arbeit der UNMIK durch den Einsatz 

eines Internationalen Zivilbüros (ICO) und der 
Rechtsstaatmission EULEX substituiert. Dieser 
Vorschlag scheiterte am Widerstand Serbiens und 
dem Einspruch Russlands im Sicherheitsrat, das 
enger Partner Belgrads ist und letztlich agiert EU-
LEX unter dem Dach der fortexistierenden UN-
MIK weiter. Wie bereits erwähnt, bestreiten Serbi-
en und Russland die Rechtmäßigkeit der EULEX 
und forcieren eine Kooperation mit der UNMIK, 
was einer Unabhängigkeit der beiden Akteure 
voneinander im Wege steht (Schoch 2010: 23-
25). Bezüglich des Transfers der Hauptaufgaben 
zwischen den beiden, wurden Meinungsumfragen 
unter Mitarbeitern durchgeführt, die von einem 
sehr kooperativen Umgang berichteten. Dieser 
spiegelt sich in einer erfolgreichen Übergabe al-
ler wichtigen Prozessakten, im Machttransfer des 
Zollbereiches und ungefähr 300 Justizfällen, die 
erfolgreich von der UNMIK auf die Staatsanwälte 
und Richter der EULEX übertragen wurden, wi-
der. Autoren wie Greiçevci formulieren: „UNMIK 
did not attempt to hinder the transfer of power at 
the time of the actual deployment of the EULEX 
mission” (Greiçevci 2011: 296).

Eine nicht eindeutige Autonomie der EULEX 
Mission lässt sich in Zusammenhang mit den 
KFOR Truppen der UN feststellen. Ein gemein-
samer Operationsprozess differenziert laut der 
Analyse von Zupančič und Pejič zwar deutlich 
die Aufträge der Missionen. So hat KFOR, die vor 
rund 20 Jahren in das Land einzog, die Mission 
den Abzug der jugoslawischen Truppen und die 
Entmilitarisierung des Kosovo zu überwachen 
und zu begleiten. Die EULEX-Mission hingegen 
hat keinen Fokus auf das Militärische, sondern 
die Strukturen der Polizei, Justiz und Verwaltung. 
Trotzdem wird beispielsweise die Interaktion der 
beiden Akteure mit der kosovarischen Polizei als 
sehr herausfordernd eingestuft, da KFOR nur 
durch die EULEX mit der einheimischen Polizei 
interagieren kann, was für langwierige und feh-
lerhafte Kommunikationsprozesse sorgen kann 
(Zupančič/Pejič 2018: 75-76).

Cohesion

Die Cohesion ist ein besonders wichtiges Krite-
rium, da es zwischen der reinen Präsenz und der 
Qualität eines handelnden Akteurs unterscheidet. 
Sie differenziert den Grad der politischen Kohä-
renz innerhalb eines Akteurs, der in vier unter-
schiedlichen Formen auftritt: Ziel- und Werte-, 
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prozedurale -, taktische – und Outputkohärenz 
(Harnisch/Stahl 2009: 21). Während Wertekohä-
renz sich auf die Vereinbarkeit der Ziele beruft, 
bezieht taktische Kohärenz ein, dass Ziele zwar 
unterschiedlich sein können, die Akteure letzt-
lich jedoch die Fähigkeit zur Kompromissfindung 
aufweisen. Prozedurale Kohärenz hingegen setzt 
einen gewissen Konsens in Regeln und Prozessen 
und nicht in Zielen voraus. So ist beispielsweise 
die prozedurale Kohäsion in der Qualifizierten 
Mehrheit höher als in der Einstimmigkeit. Out-
putkohärenz währenddessen bezieht sich auf die 
Übereinstimmung von Mitgliedsstaaten über ge-
meinsame policies, unabhängig von prozeduraler 
Übereinstimmung. Der Grad der Kohäsion kann 
laut Jupille und Caporaso letztlich durch vertika-
le und horizontale Konflikte negativ beeinflusst 
werden. Der vertikale Konflikt beschreibt Pro-
bleme zwischen dem EU-Level und dem Level 
der Mitgliedstaaten. Der horizontale Konflikt be-
wegt sich in Unstimmigkeiten zwischen den Mit-
gliedstaaten oder zwischen den EU-Institutionen 
(Greiçevci 2011: 287).

Der EULEX-Mission kann man primär eine 
taktische und prozedurale Kohärenz unterschrei-
ben, denn die Mitgliedstaaten der EU konnten 
einen Konsens darüber erlangen die EULEX-
Mission einzusetzen, obwohl die Mitgliedstaaten 
unterschiedliche Einstellungen gegenüber dem 
Kosovo aufweisen. So konnte EULEX trotz der 
Enthaltung Zyperns eingeführt werden, da ein 
Konsens in Bezug auf die Entscheidungsfindung 
und ein gemeinsames Verständnis von Regeln 
vorherrscht. Da es sich hier um eine Unstimmig-
keit zwischen den Mitgliedstaaten handelt, ist 
ein horizontaler Konflikt zu konstatieren. Die-
ser spiegelte sich bereits in der Uneinigkeit zum 
Status des Kosovo wider. So reichte ein Groß-
teil der Mitgliedstaaten eine die Unabhängigkeit 
befürwortende Erklärung beim Internationalen 
Gerichtshof ein, während Griechenland neutral 
blieb und Zypern, Spanien, Rumänien und die 
Slowakei ein die Unabhängigkeit ablehnendes 
Dokument einreichten (Greiçevci 2011: 289-
290). Die EU weißt trotz ihrer unterschiedlichen 
Meinung zur Anerkennung des Kosovo jedoch 
auch eine gewisse, wenn auch nicht starke, Wer-
te- und Zielkohärenz auf, da alle Mitgliedstaaten 
ursprünglich dem Ahtisaari-Plan zustimmten. Er 
sah vor das friedliche Zusammenleben der Eth-
nien zu fördern, indem die EU ein zunehmendes 
Engagement im Kosovo leistet und nur eine ein-

geschränkte Souveränität des Landes bevorzugt. 
Auch wenn der Plan letztlich für gescheitert er-
klärt werden kann, spiegelt sich hier eine Kohä-
renz innerhalb des Akteurs in Einstellungen und 
Zielen wider. 

Eine handlungsfähige EU im Kosovo? 

Das Auseinanderbrechen Jugoslawiens in den 
90er Jahren stellte eine große Herausforderung 
für die internationalen Akteure und die euro-
päische Gemeinschaft dar. Die Umsetzung der 
Befriedung der Region und des Annäherungs-
prozesses durch die Europäische Union wurde 
in dieser Arbeit am Beispiel des Kosovo darge-
legt. Nach wie vor wird der Kosovo noch nicht 
von allen EU-Ländern anerkannt, verfügt noch 
nicht über eine funktionierende Demokratie und 
erfüllt noch nicht die Anforderungen der EU für 
einen Beitritt, die insbesondere an der Schwäche 
der Rechtsstaatlichkeit und der Justiz liegen. An 
dieser Stelle drängt sich die Frage nach der Kau-
salität auf. Ein Grund hierfür könnte sein, dass 
das Mittel der demokratischen Transformation 
für ein ethnisch gespaltenes Nachkriegsland eine 
besonders hohe Herausforderung darstellt und 
nicht vergleichbar ist mit beispielsweise einer 
Überwindung autokratischer Systeme. Denkt man 
diesen Gedanken weiter, so könnte allgemein die 
Frage gestellt werden, ob ein demokratischer An-
satz an dieser Stelle ein geeignetes Mittel der 
europäischen Außenpolitik ist. Diese Arbeit fo-
kussierte sich jedoch auf eine andere Kausalität, 
die der Akteursqualität und der daraus resultieren-
den Handlungsfähigkeit der Europäischen Union 
im Kosovo.

Die Analyse des hierfür verwendeten Kon-
zepts des Actorness-Ansatzes von Jupille und 
Caporaso kam zu dem Ergebnis, dass die Bestre-
bungen der EU im Kosovo in Form der EULEX-
Mission in allen der vier verwendeten Kriterien – 
Recognition, Authority, Autonomy und Cohesion 
– nur eine eingeschränkte Qualität aufweist. Die 
EULEX-Mission wird demnach nicht de jure, 
jedoch de facto anerkannt durch ihre Interaktion 
mit dem Kosovo. Die Autorität der Mission stützt 
sich auf die Resolution 1244 der Vereinten Natio-
nen, die im UN-Sicherheitsrat 1999 beschlossen 
wurde und ihr aus Sicht des Kosovo und der EU 
eine rechtliche Handlungsgrundlage zuspricht. 
Die Autorität ist jedoch eingeschränkt, da die 
rechtliche Legitimierung von Serbien und Russ-
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land hinterfragt wird. Weiter kann der EULEX-
Mission auch nur eine beschnittene Autonomie 
zugestanden werden. Ein Grund hierfür ist trotz 
klarer Aufgabendefinition die überlappende Ar-
beit mit der Interimsverwaltungsmission der Ver-
einten Nationen. Ein anderer und entscheidender 
Grund ist die Unterschiedlichkeit in den Einstel-
lungen der Mitgliedstaaten insbesondere was die 
Frage der Anerkennung angeht. Letztlich kann der 
EULEX-Mission eine taktische und prozedurale 
Kohäsion ihrer Arbeit gutgeschrieben werden, da 
sie sich trotz nicht immer gleicher Ziele auf eine 
Politik in Bezug auf den Kosovo einigen konnte. 

An dieser Stelle ist zu bemerken, dass das 
verwendete Analyseraster von Jupille und Capo-
raso einen guten Überblick über die Qualität des 
Akteurs gibt und die Gleichrangigkeit der Kri-
terien zunächst schlüssig ist. Gleichzeitig stellt 
die Analyse eine Überlappung der ersten beiden 
Kategorien der Anerkennung und der rechtlichen 
Autorität dar. Eine Zusammenlegung der beiden 
Kategorien wäre explizit für diese Arbeit sinnvoll 
gewesen.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass aus der limitierten Akteursqualität eine ein-
geschränkte Handlungsfähigkeit der EU durch 
die EULEX-Mission im Kosovo resultiert. Somit 
konnte die Union ihre Position als Soft Power 
Macht nicht unbedingt stärken und dies wird auch 
solange nicht der Fall sein bis sich das Paradoxon 
zwischen faktischem Aufbauen der Staatlichkeit 
und gleichzeitig nicht gänzlicher Anerkennung 
des Kosovo auflöst.
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Abstract

Das Internet stellt eine wichtige Plattform für In-
formationen zum Klimawandel dar. Daher ist es 
wichtig zu verstehen, wie Hyperlink-Netzwerke 
zwischen Webseiten aufgebaut sind und welche In-
formationen Nutzer erhalten. In dieser Arbeit soll 
untersucht werden, ob sich anhand dieser Hyper-
link-Netzwerke erkennen lässt, ob es sich um ein 
offenes oder geschlossenes Thema handelt. Dazu 
wird ein Vergleich der Netzwerke zum Thema Kli-
mawandel in den Vereinigten Staaten und Deutsch-
land durchgeführt. Mithilfe einer Netzwerkanalyse 
werden Daten aus dem Jahr 2014 aus einer Studie 
von Häussler et al. (2017) analysiert. Dabei ergab 
sich, dass in den USA der Anteil der Klimawandel 
Warner*innen und Skeptiker*innen annähernd aus-
geglichen ist. In Deutschland überwiegen dagegen 
die Klimawandel Warner. In beiden Ländern ist die 
Dichte im Netzwerk der Klimawandel Skeptiker 
am größten. Sobald es sich um ein viel diskutiertes 
Thema handelt, verlinken sowohl die Skeptiker, als 
auch die Warner auf das gegnerische Lager, da ein 
Diskurs stattfindet. Anders sieht es bei Netzwerken 
zu geschlossenen Themen aus. Hier verlinken ledig-
lich die Akteure, die nicht die in diesem Land vor-
herrschende Meinung vertreten, auf die Gegenseite. 
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WIE VERNETZT SIND KLIMAWANDEL AKTEURE?
Vergleich von Hyperlink-Netzwerken zu geschlossenen und offenen Themen 
in Deutschland und den Vereinigten Staaten

Einleitung

Früher wurden lediglich die traditionellen Mas-
senmedien genutzt, um Nachrichten aus Politik, 
Wissenschaft oder über alltägliche Geschehnisse 
zu erhalten (Ball-Rokeach/DeFleur 1976: 5). In 
den letzten Jahren ist dagegen der Stellenwert des 
Internets bei der Beschaffung von Informationen 
deutlich gestiegen und immer mehr Menschen 
nutzen Webseiten, um sich zu informieren (Su 
et al. 2015: 609; Winter/Krämer 2016: 353). 
Diese werden nicht nur verwendet, um Nach-
richten über aktuelle Ereignisse zu erhalten, 
sondern auch, um die neuesten Informationen 
zu wissenschaftlichen Themen und Erkenntnissen 
zu bekommen (Metzger et al. 2010: 414). Dies 
ist auch der Fall, wenn es um den Klimawandel 
geht. Immer mehr Menschen informieren sich 
hierzu über das Internet. Daher ist es wichtig zu 
verstehen, wie Hyperlink-Netzwerke zwischen 
Webseiten zum Thema Klimawandel aufgebaut 
sind und welche Informationen Nutzer erhalten. 
Außerdem ermöglichen die Verbindungen, die 
Diskurse des realen Lebens im Internet fortzufüh-
ren. Inzwischen beschäftigen sich viele Forscher1 
mit der Frage, wie das Internet aufgebaut ist und 
welche Verbindungen dort entstehen. Diese Ar-
beit stützt sich auf eine frühere Forschungsarbeit 
von Häussler et al. (2017). Diese untersuchen, 
inwieweit sich Unterschiede in der Brisanz po-
litischer Debatten in dem Verlinkungsverhalten 
von Online-Akteuren wiederspiegeln (Häussler 
et al. 2017: 3097-3098). Angelehnt daran, soll 
in dieser Arbeit von den Hyperlink-Netzwerken 
zum Thema Klimawandel ausgegangen werden. 
Dabei soll untersucht werden, ob sich anhand die-
ser Netzwerke erkennen lässt, ob es sich um ein 
offenes oder geschlossenes Thema handelt. Dazu 
wird ein Vergleich der Hyperlink-Netzwerke zum 
Thema Klimawandel in den USA und Deutsch-
land durchgeführt.

Der Vorteil von Netzwerkanalysen ist, dass 
Netzwerke anstelle von anderen Daten verwendet 
werden können. Es kann ohne großen Aufwand 
eine Vielzahl an Daten erhoben werden. So kann 
zum Beispiel auf teure und aufwändige Befragun-
gen verzichtet werden. Die hier durchgeführte 
Forschung wäre demnach eine einfache Art zur 
Bestimmung von offenen und geschlossenen 
Themen. Hilfreich ist nachfolgende Studie vor 
allem für Organisationen, die darauf basierend 
ihre Kommunikationsstrategien ausrichten kön-

nen. Außerdem helfen die Ergebnisse öffentli-
chen Akteuren zu entscheiden, ob es sich lohnt 
in ein Thema einzugreifen, solange es sich um 
ein offenes Thema handelt. 

Zunächst wird auf die theoretischen Hin-
tergründe der Forschungsfrage eingegangen. 
Hierzu werden allgemeine Informationen zum 
Klimawandel aufgeführt, bevor genauer offene 
und geschlossene Themen und anschließend 
das Thema Klimawandel in Deutschland und 
den Vereinigten Staaten betrachtet werden. Der 
Theorieteil schließt ab, mit der zu untersuchen-
den Forschungsfrage und den dazu benötigten 
Hypothesen. Anschließend wird die verwendete 
Methode der Netzwerkanalyse dargestellt. Da-
nach wird zunächst auf die Erhebung bevor auf 
die Auswertung der Daten eingegangen. Darauf 
werden die Ergebnisse der Studie genannt, bevor 
sie im anschließend Teil diskutiert werden. Zu-
letzt folgt ein Hinweis auf Limitationen dieser 
und Anregungen für nachfolgende Studien.

Theorie

Die Anzahl der Autos, Fabriken und Menschen 
auf der Erde steigt stetig, wodurch das Problem 
des Klimawandels und der Umweltverschmut-
zung immer gravierender wird und nur durch 
erhebliche Veränderungen aufgehalten werden 
kann. Der Klimawandel ist ein viel diskutiertes 
Thema, sowohl in der Politik, als auch in den 
Medien und der Öffentlichkeit. Allerdings gibt es 
weiterhin Menschen, die der Meinung sind, der 
Klimawandel wäre eine Erfindung. Dabei gibt es 
seit vielen Jahren Messungen, die deutlich ma-
chen, dass der Klimawandel existiert. Zusätzlich 
wird von einem Großteil von Wissenschaftlern 
bestätigt, dass der Klimawandel ein vom Men-
schen verstärktes Problem darstellt (Cialdini et 
al. 1991: 201; Beuermann 2013). 

Es gibt mehrere Studien, die sich sowohl 
mit dem Klimawandel, als auch mit Hyperlink-
Netzwerken, ausgehend von zivilgesellschaft-
lichen Akteuren beschäftigen. Sie fokussieren 
die Polarisierung des Themas oder vergleichen 
Länder miteinander. Bisher dominieren Studien, 
die sich mit Startseiten beschäftigen, die ähnliche 
Positionen besitzen. Hierbei kann vor allem die 
Art der Verlinkungen untersucht werden. 
1   Ausschließlich zum Zweck der besseren Lesbarkeit wird 
auf die geschlechtsspezifische Schreibweise verzichtet. Alle 
personenbezogenen Bezeichnungen sind geschlechtsneutral 
zu verstehen.
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Es verringert die Fehlinterpretation von zustim-
menden und ablehnenden Verlinkungen. In dieser 
Studie wurden daher Startseiten sowohl der Kli-
mawandel Skeptiker, als auch der Klimawandel 
Warner verwendet, um Unterschiede innerhalb 
der Netzwerke hervorzuheben. Außerdem gehen 
viele der bisherigen Studien zuerst von der realen 
Situation aus und übertragen diese Informatio-
nen auf Online-Netzwerke. In dieser Studie soll 
genau umgekehrt an die Sache herangegangen 
werden. Zuerst wird das Netzwerk betrachtet und 
die erhaltenen Ergebnisse auf die Gesellschaft 
übertragen werden (Häussler 2018; Häussler et 
al. 2017; Miltner et al. 2013). 

Offene und Geschlossene Themen 

In dieser Studie soll betrachtet werden, ob ausge-
hend von einem Hyperlink-Netzwerk bestimmt 
werden kann, ob es sich um ein offenes oder ge-
schlossenes Thema handelt. Dazu muss bestimmt 
werden, was es bedeutet, wenn ein Thema offen 
oder geschlossen ist. Die verwendeten Defini-
tionen stammen aus einem Werk von Häussler 
et al. (2017: 3098), die in ihrem Werk von we-
nig umstrittenen und sehr umstrittenen Themen 
sprechen. Sehr umstrittene, viel diskutierte oder 
offene Themen, beziehen sich auf Streitfragen, 
über die es rege Diskussionen gibt. Es gibt zwei 
etwa gleich große und gleich starke Lager, mit 
gegensätzlichen Meinungen, die versuchen, die 
öffentliche Dominanz in der Debatte zu erlan-
gen. Ein Beispiel für eine kontroverse Debatte 
ist das Thema Abtreibung, das bis heute von den 
unterschiedlichsten Akteursgruppen diskutiert 
wird (Häussler et al. 2017: 3097). Im Gegensatz 
dazu gibt es geschlossene, wenig diskutierte oder 
wenig umstrittene Themen. Hier gibt es eben-
falls zwei Lager mit gegensätzlichen Positionen, 
wobei eine Seite eine eindeutige hegemoniale 
Position einnimmt. Jegliche Gegenstimmen sind 
meist nicht zusammenhängend und bleiben am 
Rande der öffentlichen Sichtbarkeit verstreut. 
Dabei handelt es sich um keinen wirklichen öf-
fentlichen Diskurs (Häussler et al. 2017: 3098). 

Das Thema Klimawandel in Deutschland 
und den USA

Die Daten dieser Studie stammen aus dem Jahr 
2014. Zunächst muss betrachtet werden, ob es 
sich in den untersuchten Ländern Deutschland 

und den Vereinigten Staaten in Bezug auf den 
Klimawandel und eine offene oder geschlosse-
ne Debatte handelt. In Deutschland handelt es 
sich beim Thema Klimawandel seit vielen Jahren 
um ein wenig umstrittenes Thema. Es überwiegt 
deutlich das Lager der Klimawandel Warner, die 
überzeugt sind, dass der Klimawandel vorhanden 
ist und von Menschen verursacht wird. Sowohl 
in der Wissenschaft, der Politik, als auch in den 
Medien, wird dieser Standpunkt deutlich her-
vorgehoben. Es gibt nur wenige Gegner dieser 
Position, deren Ansichten nur selten in den öf-
fentlichen Diskurs gelangen. Seit vielen Jahren ist 
Deutschland an der Spitze des Umweltschutzes 
und engagiert sich unter anderem für erneuer-
bare Energien (Häussler et al. 2017: 3101). An-
ders sieht es in den USA aus. Vor allem durch 
die Revolution der Republikaner kam der Anti-
Umweltschutz auf, der die einzelnen Parteien 
stark auseinandertrieb. Trotz der Bemühungen 
Obamas, den Klimawandel wieder auf die poli-
tische und öffentliche Agenda zu bringen, bleibt 
es ein umstrittenes Thema (Häussler et al. 2017: 
3101). Es handelt es sich um ein viel diskutiertes 
Thema. Seitdem Donald Trump als klarer Kli-
mawandel Gegner Präsident ist, hat vor allem 
das Lager der Skeptiker an Zuwachs gewonnen. 
Da die Daten allerdings aus dem Jahr 2014 und 
damit vor der Wahl Trumps stammen, hat dieses 
Ereignis keinen Einfluss (Spiegel Online 2018). 
Für diese Studie wurde entschieden, die Länder 
Deutschland und die Vereinigten Staaten zu ver-
gleichen, da lediglich die Daten von vier Ländern 
erhoben wurden, und diese beiden Länder sich in 
ihrer Sicht zum Klimawandel am stärksten unter-
scheiden. Der Klimawandel in Deutschland wird 
als ein Beispiel für ein geschlossenes Thema ver-
wendet und der Klimawandel in den Vereinigten 
Staaten als ein Beispiel für ein offenes. 

Hypothesen

Untersucht werden soll, inwiefern sich die Netz-
werke zum Thema Klimawandel in verschiede-
nen Ländern unterscheiden, je nachdem, ob es 
sich in diesem Land beim Thema Klimawandel 
um ein offenes oder geschlossenes Thema han-
delt. Letztendlich soll herausgefunden werden, ob 
man aus der Betrachtung des Netzwerkes darauf 
schließen kann, ob es sich bei dem Thema um ein 
wenig oder viel diskutiertes Thema handelt. Die 
zu untersuchende Forschungsfrage lautet: 
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Lässt sich anhand des Hyperlink-Netzwerkes 
zum Thema Klimawandel erkennen, ob es sich 
hierbei um ein offenes oder geschlossenes 
Thema in diesem Land handelt? 

Dazu sollen die Hyperlink-Netzwerke zum The-
ma Klimawandel in den Vereinigten Staaten und 
Deutschland verglichen werden. Zur Beantwor-
tung der Forschungsfrage wurden vier Hypothe-
sen aufgestellt. Bei einem offenen Thema hat 
keine Position eine eindeutige Vorrangstellung. 
Daher ist die Anzahl der Akteure beider Positio-
nen relativ ausgeglichen. Bei geschlossenen The-
men ist dies nicht der Fall. Hier überwiegt eine 
Position. Im Falle des Themas Klimawandel sind 
meistens die Klimawandel Warner in der Überzahl 
(Häussler et al. 2017: 3097).

H1: In einem Netzwerk zu einen viel disku-
tierten Thema, ist die Anzahl der Akteure der 
verschiedenen Positionen ausgeglichener, als 
in einem Netzwerk zu einem wenig diskutier-
ten Thema. 

Bei einem wenig diskutierten Thema findet ein 
geringerer Diskurs zwischen den einzelnen Po-
sitionen statt. Allerdings wird sich innerhalb der 
eigenen Position weiterhin ausgetauscht, um 
sich gegenseitig zu unterstützen und den eige-
nen Standpunkt zu festigen. Der Gegenseite wird 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt, weshalb es zu 
weniger Verlinkungen auf das gegnerische Lager 
kommt. 

H2: In Netzwerken zu wenig diskutierten The-
men, gibt es einen höheren Grad an Verlinkun-
gen innerhalb der Lager, als in Netzwerken zu 
viel diskutierten Themen. 

Innerhalb eines viel diskutierten Themas findet 
ein reger Austausch zwischen allen Positionen 
statt. Einzelne Webseiten verlinken auf Seiten der 
eigenen oder gegenteiligen Position. Hyperlinks 
werden genutzt, um auf die Falschheit der ge-
genteiligen Informationen hinzuweisen. Es findet 
weiterhin ein lebendiger Diskurs zwischen beiden 
Seiten statt (Häussler et al. 2017: 3099). 

H3: In einem Netzwerk zu einem viel disku-
tierten Thema, gibt es mehr Verlinkungen auf 
das andere Lager, als bei einem wenig disku-
tierten Thema. 

Solche Debatten geschehen nicht nur inner-
halb, sondern auch außerhalb der Grenzen eines 
Landes. Vor allem, wenn es eine Position nicht 
schafft, ihren eigenen Standpunkt in den öffent-
lichen Diskurs zu rücken, versuchen diese ihren 
Diskurs auf andere Länder auszuweiten. Vor al-
lem durch Hyperlink-Netzwerke können sie die 
fehlende Unterstützung in der realen Welt kom-
pensieren. Somit werden internationale, unter-
stützende Netzwerke geschaffen (Häussler et al. 
2017: 3100-3101).

H4: In einem Netzwerk zu einem geschlosse-
nen Thema kommt es zu mehr länderübergrei-
fenden Verbindungen, als in einem Netzwerk 
zu einem offenen Thema. 

Vergleich von Hyperlink-Netzwerken zum 
Thema Klimawandel

Untersucht werden soll, welche Verbindungen 
durch Hyperlinks zwischen Webseiten zum The-
ma Klimawandel bestehen. Das erste Mal wurde 
der Begriff des Hypertextes in den 1960er Jah-
ren von Ted Nelson verwendet und beschrieb 
den frühen Vorgang der Entwicklung einer Text-
verarbeitungssoftware (Foot et al. 2006). Heute 
werden mit Hyperlinks Verbindungen zwischen 
Webseiten beschrieben. Diese verbinden unter-
schiedliche Ideen innerhalb von Texten. Man 
kann diese Links vergleichen, mit einer Fußnote 
in einem Dokument, da dort ebenfalls weiterfüh-
rende Informationen verfügbar gemacht werden 
(Foot et al. 2006). Hyperlinks stellen die Basis für 
das Internet dar, da sie isolierte Informationen, 
Webseiten und Dokumente miteinander verbin-
den. Außerdem vergrößern sie die gegenseitige 
Unterstützung für die Artikulierung von Kritik 
oder Forderungen und vermitteln eine gewisse 
Legitimität (Häussler et al. 2017: 3096-3097). 
Durch die Verbindung verschiedener Texte wer-
den auch Diskurse miteinander verbunden. In 
diesem Fall handelt es sich um eine Verbindung 
der Klimawandel Warner und Skeptiker. Studien 
belegen, dass Hyperlinks nicht zufällig gesetzt 
werden, sondern helfen, andere Akteure oder 
Webseiten anzuerkennen. Hyperlinks sind nicht 
nur Verbindungen von Informationen, sondern 
stellen soziale Verbindungen zwischen den Ak-
teuren und Diskursen im Internet dar (De Maeyer 
2013: 737-742; Foot et al. 2006; Häussler et al. 
2017: 3097). Kausalitäten entstehen dabei nicht 
innerhalb eines Akteures, sondern erst durch die 
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Verbindung mit anderen (Marin/Wellman 2009: 
3). Durch eine Netzwerkanalyse wird untersucht, 
welche Verbindungen Akteure untereinander ein-
gehen. Dabei können die einzelnen Netzwerke 
auch in kleinere Netzwerke unterteilt werden, 
um diese miteinander zu vergleichen (Marin/
Wellman 2009: 15-16).

Datenerhebung 

Die Vorgehensweise der Datenerhebung wird im 
Werk von Adam et al. (2016) deutlich erklärt. 
In diesem Abschnitt werden lediglich die wich-
tigsten Details dargestellt. Bei Adam et al. wird 
betrachtet, wie Online-Akteure durch ihre Web-
seiten aufeinander verlinken, wodurch ein the-
menspezifisches Netzwerk entsteht (Adam et al. 
2016: 233-234). Dazu werden zunächst die Aus-
gangsseiten festgelegt, von denen das Netzwerk 
gebildet werden sollte. Diese sogenannten Seed-
URLs sind in diesem Fall die wichtigsten Ak-
teure zum Thema Klimawandel in Deutschland 
und den Vereinigten Staaten (Adam et al. 2016: 
236-237). Es wurden pro Land vier Webseiten 
von Klimawandel-Warnern und vier Webseiten 
von Klimawandel-Skeptikern ausgewählt2. Als 
Startseiten wurden lediglich Webseiten von zivil-
gesellschaftlichen Akteuren verwendet (Adam et 
al. 2016: 237). Ausgehend von den jeweils acht 
Startseiten, wurde der sogenannte Issue Crawler 
eingesetzt, um das Hyperlink-Netzwerk zu erfas-
sen. Der Crawler erfasst alle Webseiten, die mit 
den Seed-URLs durch Hyperlinks verknüpft sind 
und nimmt diese in das Netzwerk auf. Als Ein-
stellungen für den Crawler wurden zwei Schritte 
in die Tiefe gewählt. Das bedeutet, es wird allen 
Hyperlinks innerhalb der Webseite gefolgt, die 
bis zu zwei Hyperlinks von der Startseite entfernt 
sind. Von diesen internen Webseiten werden an-
schließend alle Hyperlinks gesammelt, die auf 
externe Webseiten verlinken. Zuletzt findet der 
Crawler alle Verbindungen zwischen den Websei-
ten, die sich im Netzwerk befinden (Adam et al. 
2016: 237-238; Miltner et al. 2013: 13–14). Dar-
aus ergibt sich ein Netzwerk mit allen Webseiten, 
die Hyperlink-Verbindungen zu den Startseiten 
besitzen. Da ein themenspezifisches Netzwerk 
zum Thema Klimawandel gebildet werden soll, 
muss das Netzwerk selektiert werden. Dazu wer-
den die im Netzwerk enthaltenen Webseiten nach 
bestimmten Suchwörtern3 durchsucht. Dafür wird 
das Programm Visual Web Spider verwendet. Nur 

Seiten, auf denen mindestens eines der Wörter 
enthalten ist, verbleiben weiterhin im Netzwerk 
(Adam et al. 2016: 238-239). Da eine Domain 
mehrere Webseiten betreiben kann, werden diese 
zu einem Akteur zusammengefasst. Alle Akteure 
innerhalb des Netzwerkes werden bestimmt nach 
Position zum Klimawandel, Akteurs-Typ, und 
dem Land der Hauptaktivität (Adam et al. 2016: 
239-240).  

Datenauswertung 

Zur Auswertung wurde zunächst das Programm 
Gephie verwendet, um Netzwerke darzustellen 
und zu bereinigen. Außerdem wurde mithilfe von 
Excel die Anzahl der Verbindungen zwischen ein-
zelnen Gruppen ausgewertet. Die nachfolgend 
beschriebene Auswertung wurde jeweils für die 
Daten aus Deutschland und den USA durchge-
führt. Zunächst wurden die Informationen zu 
den Knoten und Verbindungen des Netzwerkes 
in Gephie importiert und sowohl die Isolate als 
auch die Schleifen herausgelöscht. Isolate sind 
einzelne Akteure, die keine Verbindungen zu 
anderen Knoten besitzen. Mit Schleifen werden 
Verbindungen bezeichnet, die von einem Knoten 
auf sich selbst verweisen. Dies geschieht, durch 
die Zusammenfassung mehrerer Webseiten zu 
einer Domain. Anschließend mussten Gruppen 
entfernt werden, die aus zwei Knoten bestehen, 
die untereinander eine Beziehung besitzen, aber 
keine Verbindung zum eigentlichen Netzwerk 
haben. Die genauen Größen der Netzwerke sind 
in Tabelle 14 dargestellt. 

Darauffolgend wurde mithilfe von Gephie der 
Indegree der Knoten berechnet. Dieser ist größer, 
je mehr eingehende Links die Webseiten eines 
Akteurs besitzen. Daran anschließend wurde die 
Größe der Knoten an den Indegree angepasst. 
Nun werden im Netzwerk die Knoten größer dar-
gestellt, die mehr Hyperlinks von anderen Akteu-
ren erhalten und somit eine größere Bedeutung 
zugeschrieben bekommen. 

2 Die genaue Auflistung der Seed-URLs in der Appendix
3 Suchwörter: global warming und climate change. Sowohl 
in englisch als auch in deutsch
4 Für eine übersichtlichere Darstellung und bessere Lesbar-
keit werden alle Tabellen und Abbildungen in der Appendix 
dargestellt. Nach diesem Artikel ab Seite 48
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Eine Webseite die mehr Links von anderen er-
hält, ist wahrscheinlich bekannter und hat ein 
höheres Ansehen (Hanneman/Riddle 2005). Nun 
wurden die Beschriftungen der einzelnen Kno-
ten hinzugefügt. Dadurch ist erkennbar, welcher 
Knoten welchen Akteur darstellt. Die Größe der 
Beschriftung wurde ebenfalls angepasst an die 
Größe der Knoten und basiert somit ebenfalls 
auf dem Indegree. Damit stimmt das Verhältnis 
zwischen Knoten und Beschriftung überein. An-
schließend wurde das Layout angepasst. Hierzu 
wurde die Einstellung Force Atlas mit einer Ab-
stoßung von 3000 verwendet. Dadurch werden 
die Gemeinsamkeiten innerhalb des Netzwerkes 
hervorgehoben. Das bedeutet, einzelne Knoten, 
die miteinander verbunden sind, ziehen sich stär-
ker an, als Knoten ohne Verbindung (Gephi 2010). 
Daraufhin wurden die Einstellungen Noverlap 
und Bezeicher Justierung verwendet, um weder 
eine Überlappung der einzelnen Knoten, noch der 
Beschriftungen zu erhalten. 

Als nächstes wurden die einzelnen Knoten 
eingefärbt. Zuerst ausgehend von den Positionen 
der Akteure. Dabei erhielten die Klimawandel 
Skeptiker die Farbe Rot und die Klimawandel 
Warner die Farbe Grün. Akteure, die ambivalent 
bezeichnet werden können, erhielten die Farbe 
Blau und Akteure, die nicht zugeordnet werden 
konnten, wurden grau eingefärbt. Anschließend 
wurde die Farbe gemäß dem Typus der einzelnen 
Akteure angepasst5. Zuletzt wurden die einzel-
nen Akteure hinsichtlich ihres Herkunftslandes 
eingefärbt. Hierbei erhielten jeweils die aus dem 
Land des Netzwerkes stammenden Akteure die 
Farbe Rot zugeordnet und die restlichen Akteure 
die Farbe Grau. Somit bekamen zum Beispiel im 
deutschen Netzwerk alle Webseiten aus Deutsch-
land eine rote Färbung. Alle weiteren Knoten wur-
den grau eingefärbt. 

Nun wurden Analysen der Netzwerke mithilfe 
von Gephie durchgeführt. Die Ergebnisse die-
ser Analyse lassen sich im folgenden Teil dieser 
Arbeit wiederfinden. Zuletzt wurden in jedem 
Netzwerk die Klimawandel Skeptiker und War-
ner in einzelne Netzwerke gefiltert. Abschließend 
wurden die gefilterten Netzwerke in neue Datei-
en gespeichert und mithilfe von Excel geöffnet. 
Hier wurde eine Auswertung der Verlinkungen 
durchgeführt. Dies wurde sowohl mit den Po-
sitionen zum Klimawandel, den Typen und den 
Herkunftsländern der Akteure durchgeführt. Die 
Ergebnisse lassen sich ebenfalls im folgenden Teil 

dieser Arbeit wiederfinden. 

Ergebnisse

Zunächst soll betrachtet werden, wie die Netz-
werke zum Thema Klimawandel in Deutschland 
und den Vereinigten Staaten aufgebaut sind und 
welche Akteure am häufigsten vertreten sind. Das 
deutsche Netzwerk besteht nach der Bereinigung, 
wie aus Tabelle 1 ersichtlich wird, aus 242 Knoten 
und 500 Verbindungen. Von diesen sind 17,82% 
Klimawandel Skeptiker und 70,55% Klimawandel 
Warner . Wie in Abbildung 3 ersichtlich wird, sind 
die zivilpolitischen (40,73%) und medialen Ak-
teure (24%) am häufigsten vertreten. Den größten 
Anteil nehmen mit 28% Akteure aus Deutschland 
ein, gefolgt von Akteuren aus den USA (25,09%). 
Wenn man das deutsche Netzwerk der Klimawan-
del Warner, das in Abbildung 5 und 6 dargestellt 
ist betrachtet, besteht dies nach der Bereinigung 
aus 157 Knoten und 249 Verbindungen. Wenn es 
um die Häufigkeit der Typen an Akteuren geht, 
befinden sich auf den ersten beiden Plätzen die zi-
vilpolitischen (48,41%) und die medialen Akteure 
(26,75%). Bei den am häufigsten vertretenen Her-
kunftsländer nehmen, wie in Abbildung 8 darge-
stellt, den größten Anteil Akteure aus Deutschland 
(29,30%) und aus den USA ein (16,56%). Wenn 
man das deutsche Netzwerk der Klimawandel 
Skeptiker, das in Abbildung 9 und 10 dargestellt 
wird, betrachtet, besteht dies aus 46 Knoten und 
126 Verbindungen. Am häufigsten vertreten sind 
bürgerliche (50%) und zivilgesellschaftliche Ak-
teure (26,09%). Wie in Abbildung 12 dargestellt, 
sind mit 52,17% die Akteure aus den USA und die 
Akteure aus Deutschland (17,39%) am häufigsten 
vertreten.

Das Netzwerk der Vereinigten Staaten besteht, 
wie in Tabelle 1 ersichtlich, nach der Bereinigung 
aus 729 Knoten und 3527 Verbindungen. Von 
diesen sind 40,96% Klimawandel Skeptiker und 
38,77% Klimawandel Warner. Wie in Abbildung 
15 dargestellt, sind die bürgerlichen (31,64%) 
und medialen Akteure (30,55%) am häufigsten 
vertreten. Den größten Anteil nehmen mit 53,56% 
Akteure aus den USA ein, gefolgt von Akteuren 
aus Großbritannien (10%). 

5 Akteure: Kooperationen=orange, politische=blau , 
zivilgesellschaftliche=rot, mediale=grün, bürgerliche=rosa, 
sonstige=grau
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Wie in Abbildung 17 und 18 dargestellt, besteht 
das Netzwerk der Klimawandel Warner in den 
USA nach der Bereinigung aus 140 Knoten und 
290 Verbindungen. Am häufigsten sind die me-
dialen (47,84%) und die zivilpolitischen Akteure 
(31,29) vertreten. Den größten Anteil nehmen wie 
in Abbildung 20 deutlich wird, mit 53,60% die 
Akteure aus den USA ein, gefolgt von Akteuren 
aus Großbritannien (10,07%). Bei Betrachtung 
des US-Netzwerkes der Klimawandel Skeptiker, 
besteht dies aus 299 Knoten und 2005 Verbindun-
gen . Wie auch bei den Skeptikern im deutschen 
Netzwerk, sind die bürgerlichen (59,20%) und 
zivilgesellschaftlichen Akteure (20,07%) am häu-
figsten vertreten. Den größten Anteil nehmen, 
wie in Abbildung 24 dargestellt mit 59,20%, die 
Akteure aus den USA ein, gefolgt von Akteuren 
aus Großbritannien (11,71%).

Mithilfe der ersten Hypothese sollte unter-
sucht werden, ob in einem Netzwerk zu einem 
viel diskutierten Thema, die Anzahl der Akteure 
in den verschiedenen Positionen ausgeglichener 
ist. Wie aus Tabelle 2 deutlich wird, ist der Anteil 
der Akteure in den unterschiedlichen Positionen 
im Hyperlink-Netzwerk der USA deutlich ausge-
glichener als in Deutschland. Damit kann diese 
Hypothese bestätigt werden. 

Die zweite Hypothese sollte erforschen, ob 
es in einem Netzwerk zu einem offenen Thema 
einen höheren Grad an Verlinkung gibt. Dazu 
wurde die Dichte der Netzwerke der Klimawan-
del Warner und Skeptiker betrachtet, um den 
Grad der Verlinkung festzustellen. Die Dichte 
beschreibt die Anzahl der vorhandenen Verbin-
dungen, im Verhältnis zur maximalen Anzahl an 
möglichen Verbindungen. Da sich die Dichte an 
die Anzahl der Knoten anpasst, können Netzwer-
ke verschiedener Größen miteinander verglichen 
werden (Borgatti et al. 2013: 150-151). Dabei 
bedeutet eine Null, dass keine Knoten verbunden 
sind und eine Eins, dass alle Knoten miteinander 
verbunden sind. Im Deutschen Gesamtnetzwerk 
beträgt die Dichte der Verbindungen 0,009 und 
ist damit geringer, als die im Netzwerk der War-
ner (0,062) oder der Skeptiker (0,1). Die Knoten 
im US-Gesamtnetzwerk hat eine noch geringe-
re Dichte (0,007) als in Deutschland. Auch hier 
ist die Dichte in den Subnetzwerken der Warner 
(0,015) und der Skeptiker (0,023) höher. Da es 
im Deutschen Netzwerk einen höheren Grad an 
Verlinkungen gibt, kann die zweite Hypothese 
bestätigt werden. 

Mithilfe der dritten Hypothese sollte unter-
sucht werden, ob es bei einem viel diskutierten 
Thema mehr Verlinkungen zwischen den Po-
sitionen gibt, als bei einem wenig diskutierten 
Thema. Wie in Tabelle 4 und 5 deutlich wird, ist 
es innerhalb des deutschen Netzwerkes relativ 
ausgeglichen, wie viele der Hyperlinks von Kli-
mawandel Warner oder Skeptiker gesendet wer-
den. Dabei verlinken die Skeptiker, mit 34,43% 
häufiger auf die Warner als umgekehrt (4,98%).  
Wie in den Tabellen 6 und 7 ersichtlich wird, 
gehen im Netzwerk der USA mit 78,31% deut-
lich mehr Links von den Skeptikern aus. Diese 
verlinken in 18,89% der Fälle auf das gegnerische 
Lager. Die Warner verlinken in 21,04% der Fälle 
auf die gegnerische Position. Damit verlinken in 
Deutschland mehr Skeptiker auf die Warner. In 
den USA ist dies relativ ausgeglichen. Diese Hy-
pothese kann für die Klimawandel Warner, nicht 
aber für die Skeptiker bestätigt werden.

Mithilfe der letzten Hypothese sollte unter-
sucht werden, ob es im Netzwerk eines geschlos-
senen Themas zu mehr länderübergreifenden 
Verlinkungen kommt, als in einem Netzwerk zu 
einem offenen Thema. Im deutschen Netzwerk 
verlinken 65,53% der deutschen Akteure auf 
Webseiten, die aus anderen Ländern stammen . 
Im Netzwerk der USA werden lediglich 40,15% 
der Links der US-Akteure an Webseiten aus an-
deren Ländern verlinkt. Damit kann die vierte 
Hypothese bestätigt werden. 

Fazit 

Das Ziel dieser Studie war es zu untersuchen, ob 
man ausgehend von einem Hyperlink-Netzwerk 
darauf schließen kann, ob es sich um ein viel oder 
wenig diskutiertes Thema handelt. Wie Tabelle 
2 deutlich zeigt, ist vor allem in den USA der 
Anteil der Klimawandel Warner und Skeptiker 
annähernd ausgeglichen und stimmt damit mit 
den bisherigen Forschungen überein (Häussler 
et al. 2017: 3097). Dies liegt daran, dass es noch 
einen regen Austausch gibt und beide Positionen 
aktiv am Diskurs beteiligt sind. In Deutschland 
ist dagegen deutlich, dass vor allem die Klima-
wandel Warner überwiegen. Sie vertreten die vor-
rangige Meinung zum Thema Klimawandel und 
Klimaschutz. Deutlich wird hier auch, dass von 
den Klimawandel Skeptikern im Deutschen Netz-
werk lediglich 17,39% aus Deutschland stammen. 
Über 50% der Klimawandel Skeptiker stammen 
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in diesem Netzwerk aus den USA. Dies macht 
deutlich, dass es in Deutschland nicht viele Skep-
tiker gibt und die wenigen die es gibt, vermehrt 
auf Akteure aus den USA verlinken müssen, da 
diese hier in einer großen Vielzahl vertreten sind. 
Im US-amerikanischen Netzwerk haben immerhin 
59,2% der Webseiten ihre Hauptaktivität in den 
Vereinigten Staaten. Bei Betrachtung der Dichte 
der Netzwerke wird deutlich, wie viele der mög-
lichen Bindungen innerhalb eines Netzwerkes 
eingegangen werden. Es zeigt, dass in beiden Län-
dern, die Dichte im Netzwerk der Klimawandel 
Skeptiker am größten ist. Dies liegt daran, dass 
sie versuchen, sich gegenseitig in ihrer Position 
zu bestärken und sich durch Verlinkungen einen 
gewissen Grad an Legitimation verschaffen. Dass 
die Dichte im deutschen Netzwerk am größten 
ist, kann auch ein Zufall sein, da dieses deutlich 
kleiner ist als das der USA.

Sobald es sich um ein viel diskutiertes The-
ma handelt, verlinken sowohl die Skeptiker, als 
auch die Warner auf das gegnerische Lager, da ein 
gegenseitiger Austausch und Diskurs stattfindet. 
Es gibt keine Position, die die vorherrschende 
Meinung vertritt. Daher muss auf das Gegenüber 
verlinkt werden, um am öffentlichen Diskurs teil-
haben zu können und weiterhin im öffentlichen 
Gespräch zu bleiben. Dies stimmt ebenfalls mit 
den Ergebnissen früherer Studien überein (Häuss-
ler et al. 2017: 3099). Anders sieht es dagegen bei 
einem Netzwerk zu einem geschlossenen Thema 
aus. Hier gibt es lediglich eine Position, die auf 
die Gegenseite verlinkt. Dies sind die Akteure, die 
nicht die in diesem Land vorherrschende Meinung 
vertreten. In diesem Fall sind das die Klimawan-
del Skeptiker. Sie versuchen, auf Webseiten der 
anderen Positionen zu verlinken, um weiterhin 
Aufmerksamkeit zu erhalten. Dies ist ihre einzi-
ge Möglichkeit, ihren Standpunkt weiterhin zu 
verbreiten. Die Klimawandel Warner haben es 
nicht nötig, auf die Webseiten der Skeptiker zu 
verlinken. Dadurch würden sie der Gegenseite 
lediglich Aufmerksamkeit verschaffen, die sie 
ihnen nicht geben möchten. 

Bei Betrachtung der Tabellen 8 bis 11 wird 
deutlich, dass in den USA das Verlinken zwischen 
Akteuren aus den USA und Akteuren aus anderen 
Ländern nahezu ausgeglichen ist. Im Netzwerk, 
das von den deutschen Startseiten ausgeht, erhal-
ten Akteure aus anderen Ländern deutlich mehr 
Hyperlinks, als Akteure aus Deutschland. Dies 
liegt, wie bereits anfangs aufgeführt daran, dass in 

Deutschland der Diskurs zum Thema Klimawan-
del bereits abgeschlossen ist. Dies bedeutet, dass 
vor allem die deutschen Klimawandel Skeptiker 
versuchen, durch das Verlinken auf Webseiten 
aus anderen Ländern ihren eigenen Standpunkt zu 
verbreiten. Außerdem ist die Anzahl der deutschen 
Klimawandel Skeptiker nicht sehr groß. Um auch 
fremde Meinungen in die eigene Argumentation 
mit einzubringen, sind sie auf Webseiten anderer 
Länder angewiesen. Im Gegensatz dazu, ist in den 
USA der Diskurs noch nicht abgeschlossen, wes-
halb die Klimawandel Skeptiker keinen Zwang 
zur Verlinkung auf Akteure anderer Länder haben.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass so-
bald ein Netzwerk eine relativ ausgeglichene An-
zahl an Akteuren der unterschiedlichen Positionen 
beinhaltet, es sich höchst wahrscheinlich um ein 
Netzwerk zu einem offenen Thema handelt. Bei 
einer starken Überzahl von Akteuren einer Posi-
tion, handelt es sich um ein wenig diskutiertes 
Thema, wobei die Position mit mehr Akteuren, 
die vorherrschende Meinung im Land vertritt. Mit 
großer Wahrscheinlichkeit handelt es sich bei dem 
Sub-Netzwerk, das die größte Dichte und somit 
den höchsten Grad an Verlinkungen hat, um die 
Position, die nicht die allgemein vorherrschende 
Meinung vertritt. Diese Akteure versuchen sich 
gegenseitig zu verlinken, um aufeinander auf-
merksam zu machen und im Gespräch zu blei-
ben. Wenn innerhalb eines Netzwerkes einzelne 
Positionen ungefähr gleich aufeinander verlinken, 
handelt es sich mit großer Wahrscheinlichkeit um 
ein Netzwerk zu einem viel diskutierten Thema. 
Wenn vor allem eine Position auf das gegneri-
sche Lager verlinkt, nicht aber andersherum, dann 
handelt es sich um ein Netzwerk zu einem wenig 
diskutierten Thema. Die Position, die hier häufig 
auf die Gegenseite verlinkt, vertritt dabei die Min-
derheit der Meinungen. Wenn innerhalb des Netz-
werkes die Hyperlinks, die auf Webseiten aus dem 
eigenen Land und Webseiten aus einem anderen 
Land gesetzt werden, ausgeglichen sind, handelt 
es sich hierbei um ein offenes Thema. Bei einem 
wenig diskutierten Thema, werden deutlich mehr 
Links zu Webseiten aus anderen Ländern gesetzt.

Da Gephie ein kostenloses Programm ist, ist 
die Umsetzung nicht immer die beste. Das Pro-
gramm kann nur schwer mit großen Datenmen-
gen umgehen. In diesem Fall war vor allem das 
US-amerikanische Netzwerk zu groß, weshalb 
das Programm während der Bearbeitung immer 
wieder abstürzte. Dies führte dazu, dass im ame-
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rikanischen Netzwerk, die Bezeichnungen der 
einzelnen Knoten nicht dargestellt werden konn-
ten. Außerdem konnte das gefilterte Netzwerk der 
USA nicht als neue Tabelle abgespeichert werden. 
Da lediglich ein Knoten und 28 Verbindungen, die 
durch Schleifen entstanden sind, entfernt wurden, 
wurden die Auswertungen mithilfe des ungefil-
terten Netzwerkes durchgeführt. Ein weiteres 
Problem der Durchführung, dass anfangs nicht 
bedacht wurde war, dass die genaue Bezeichnung 
der einzelnen Farben, die für die Knoten verwen-
det wurden, nicht notiert wurde. So konnte in 
den verschiedenen Netzwerken nicht exakt die 
gleiche Farbe verwendet werden. Bei zukünftigen 
Studien sollte darauf besonders geachtet werden. 
Eine weitere Limitation dieser Studie stellt dar, 
dass die Art der Verlinkungen nicht festgestellt 
werden kann. Das bedeutet, es ist nicht klar, ob 
die Verlinkungen in einer zustimmenden oder ab-
lehnenden Art und Weise geschehen. Es kann le-
diglich erahnt werden, dass Akteure der gleichen 
Position sich gegenseitig bestätigen und Akteure 
gegensätzlicher Positionen sich ablehnen. Leider 
waren die verwendeten Daten aus dem Jahr 2014 
und damit nicht mehr aktuell. Daher wäre es gut, 
die vorliegende Studie erneut durchzuführen, um 
zu untersuchen, ob es seitdem zu Veränderungen 
kam. Vor allem wäre es von Interesse, ob es im 
US-Netzwerk Unterschiede zu sehen gibt, wenn 
die Zeit vor und nach dem Antritt von Donald 
Trump als Präsident betrachtet werden würde. 
Der Vorgänger, Barack Obama war versucht, 
den Klimaschutz im eigenen Land auszubau-
en. Donald Trump dagegen ist ein öffentlicher 
Klimawandel Leugner. Hier wäre von Interesse, 
ob die Politik Auswirkungen auf den Diskurs in 
Online-Netzwerken hat.
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Appendix

Startseiten 

Tabellen 

/ / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / /  / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / /  / / / / / / /

Deutschland Skeptiker:
http://astrologieklassisch.wordpress.com/tag/klimawandel
http://www.eike-klima-energie.eu
http://www.klima-ueberraschung.de
http://www.klimaskeptiker.info
Warner:
http://klima-der-gerechtigkeit.boellblog.org
http://www.greenpeace.de/themen/klima/nachrichten
http://www.pik-potsdam.de/aktuelles?set_language=de
http://www.wwf.de/themen-projekte/klima-energie

Vereinigte 
Staaten

Skeptiker:
http://heartland.org/issues/environment
http://wattsupwiththat.com
http://www.c3headlines.com
http://www.climatedepot.com
Warner:
http://www.climatecentral.org
http://www.greenpeace.org/usa/en/campaigns/globalwarming-and-energy
http://www.worldwatch.org/climate-energy
http://www.worldwildlife.org/climate/index.html

	 Seed-URLs von denen der Issue Crawler gestartet ist. Grund	
	 lage für die Netzwerke.

Tabelle 1. Größe der Hyperlink-Netzwerke zum Thema Klimawandel in DE 
und USA  

Tabelle 2. Anteile der Warner und Skeptiker am Gesamtnetzwerk

Tabelle 3. Anzahl der Verbindungen innerhalb der Netzwerke – nach der 
Bereinigung

Tabelle 4. Verlinkung zwischen Position Akteur im DE-Netzwerk

Tabelle 5. Verlinkung zwischen Position Akteur im DE-Netzwerk – Zeilenpro-
zente

Tabelle 6. Verlinkung zwischen Position Akteur im US-Netzwerk

Tabelle 7. Verlinkung zwischen Position Akteur im US-Netzwerk - Zeilen   
prozente

Tabelle 8. Verlinkung zwischen Akteur Herkunftsländer im DE-Netzwerk

Tabelle 9. Verlinkung zwischen Akteur Herkunftsländer im DE-Netzwerk – 
Zeilenprozente

Tabelle 10. Verlinkung zwischen Akteur Herkunftsländer im US-Netzwerk

Tabelle 11. Verlinkung zwischen Akteur Herkunftsländer im US-Netzwerk - 
Zeilenprozente
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Abbildungen 

Abbildung 1. DE-Netzwerk, 2014, 242 Knoten, 500 Verbindungen, Grö-
ße der Knoten nach Indegree, Färbung nach Position der Akteure zum 
Klimawandel (rot=Klimawandel Skeptiker, grün=Klimawandel Warner, 
blau=ambivalent, grau=nicht erkennbar), Gephie

Abbildung 2. DE-Netzwerk, 2014, 242 Knoten, 500 Verbindungen, Größe 
der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten nach ausgehenden Links, 
Beschriftung der wichtigsten Akteure, Färbung nach Position der Akteure 
zum Klimawandel (rot=Klimawandel Skeptiker, grün=Klimawandel War-
ner, blau=ambivalent, grau=nicht erkennbar), Gephie

Abbildung 3. DE-Netzwerk, 2014, 242 Knoten, 500 Verbindungen, Grö-
ße der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten nach ausgehenden 
Links, Färbung nach Typ der Akteure (blau= politische, orange= Koope-
rationen, rot=zivilgesellschaftliche, grün=mediale, rosa=bürgerliche, 
grau=Andere), Gephie

Abbildung 4. DE-Netzwerk, 2014, 242 Knoten, 500 Verbindungen, Grö-
ße der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten nach ausgehenden 
Links, Färbung nach Herkunftsland der Akteure (rot=Deutschland, 
grau=anderes Land), Gephie

Abbildung 5. DE-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 157 Knoten, 249 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung nach Position 
der Akteure zum Klimawandel (grün=Klimawandel Warner), Gephie
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Abbildung 6. DE-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 157 Knoten, 249 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten 
nach ausgehenden Links, Beschriftung der wichtigsten Akteure, Fär-
bung nach Position der Akteure zum Klimawandel (grün=Klimawandel 
Warner), Gephie

Abbildung 7. DE-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 157 Knoten, 249 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten 
nach ausgehenden Links, Färbung nach Typ der Akteure (blau= politi-
sche, orange= Kooperationen, rot=zivilgesellschaftliche, grün=mediale, 
rosa=bürgerliche, grau=Andere), Gephie

Abbildung 8. DE-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 157 Knoten, 
249 Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kan-
ten nach ausgehenden Links, Färbung nach Herkunftsland der Akteure 
(rot=Deutschland, grau=anderes Land), Gephi

Abbildung 9. DE-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 46 Knoten, 126 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung nach Position 
der Akteure zum Klimawandel (rot=Klimawandel Skeptiker), Gephie

Abbildung 10. DE-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 46 Knoten, 
126 Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten 
nach ausgehenden Links, Beschriftung der wichtigsten Akteure, Fär-
bung nach Position der Akteure zum Klimawandel (rot=Klimawandel 
Skeptiker), Gephie

Abbildung 11. DE-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 46 Knoten, 
126 Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten 
nach ausgehenden Links, Färbung nach Typ der Akteure (blau= politi-
sche, orange= Kooperationen, rot=zivilgesellschaftliche, grün=mediale, 
rosa=bürgerliche, grau=Andere), Gephie

/ / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / /  / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / /  / / / / / / /
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Abbildung 12. DE-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 46 Knoten, 
126 Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kan-
ten nach ausgehenden Links, Färbung nach Herkunftsland der Akteure 
(rot=Deutschland, grau=anderes Land), Gephie

Abbildung 13. US-Netzwerk, 2014, 729 Knoten, 3527 Verbindungen, Größe 
der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten nach ausgehenden Links, 
Färbung nach Position der Akteure zum Klimawandel (rot=Klimawandel 
Skeptiker, grün=Klimawandel Warner, blau=ambivalent, grau=nicht 
erkennbar), Gephie

Abbildung 14. US-Netzwerk, 2014, 729 Knoten, 3527 Verbindungen, Größe 
der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten nach ausgehenden Links, 
Färbung nach Position der Akteure zum Klimawandel (rot=Klimawandel 
Skeptiker, grün=Klimawandel Warner, blau=ambivalent, grau=nicht 
erkennbar), Gephie

Abbildung 15. US-Netzwerk, 2014, 729 Knoten, 3527 Verbindungen, Größe 
der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten nach ausgehenden Links, 
Färbung nach Position der Akteure zum Klimawandel (rot=Klimawandel 
Skeptiker, grün=Klimawandel Warner, blau=ambivalent, grau=nicht 
erkennbar), Gephie

Abbildung 16. US-Netzwerk, 2014, 729 Knoten, 3527 Verbindungen, 
Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten nach ausgehenden 
Links, Färbung nach Herkunftsland der Akteure (rot=USA, grau=anderes 
Land), Gephie
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Abbildung 17. US-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 140 Knoten, 290 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung nach Position 
der Akteure zum Klimawandel (grün=Klimawandel Warner), Gephie

Abbildung 18. US-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 140 Knoten, 290 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten 
nach ausgehenden Links, Beschriftung der wichtigsten Akteure, Färbung 
nach Position der Akteure zum Klimawandel (grün=Klimawandel War-
ner), Gephie

Abbildung 19. US-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 140 Knoten, 290 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung nach Typ der Ak-
teure (blau= politische, orange= Kooperationen, rot=zivilgesellschaftliche, 
grün=mediale, rosa=bürgerliche, grau=Andere), Gephie

Abbildung 20. US-Netzwerk Klimawandel Warner, 2014, 140 Knoten, 290 
Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung nach Herkunfts-
land der Akteure (rot=USA, grau=anderes Land), Gephie

Abbildung 21. US-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 299 Knoten, 
2005 Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung nach Po-
sition der Akteure zum Klimawandel (rot=Klimawandel Skeptiker), Gephie

Abbildung 22. US-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 299 Knoten, 
2005 Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten 
nach ausgehenden Links, Beschriftung der wichtigsten Akteure, Färbung 
nach Position der Akteure zum Klimawandel (rot=Klimawandel Skepti-
ker), Gephie
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Abbildung 23. US-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 299 Knoten, 
2005 Verbindungen, Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kanten 
nach ausgehenden Links, Färbung nach Typ der Akteure (blau= politi-
sche, orange= Kooperationen, rot=zivilgesellschaftliche, grün=mediale, 
rosa=bürgerliche, grau=Andere), Gephie

Abbildung 24. US-Netzwerk Klimawandel Skeptiker, 2014, 299 Knoten, 
2005 Verbindungen Größe der Knoten nach Indegree, Färbung der Kan-
ten nach ausgehenden Links, Färbung nach Herkunftsland der Akteure 
(rot=USA, grau=anderes Land), Gephie
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